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Anbei übersende ich die 

Entwürfe eines 

a) Gesetzes über die Besteuerung des Brannt- 
weins (Erstes Gesetz zur vorläufigen Neu- 
ordnung des Branntweinmonopols) 

b) Gesetzes über die Monopolbewirtschaftung 
des Branntweins (Zweites Gesetz zur vor- 
läufigen Neuordnung des Branntweinmo- 
nopols) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlagen 1 und 2). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu den Vorlagen gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 nadi 
den Anlagen 3 und 4 Stellung genommen. 

Die Stellungnahmen der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates sind in den Anlagen 5 und 6 dargelcgt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Besteuerung des Branntweins 
(Erstes Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes zur Änderung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 
21. Oktober 1948 (WiGBl. S. 103) — 
Branntweinsteuergesetz — in der Fassung 
des Gesetzes der Verwaltung des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes über die Steuer- 
befreiung von Branntwein zur Herstellung 
von Treibstoffen vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 248) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

l.§ 1 Nr. II erhält folgende Fassung: 

,JI. i. Der Steuer nach Nr. I Branntwein- 
steuer unter'liegt Branntwein, den 
die Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein absetzt. Die 
Branntweinsteuer ist eine Ver- 
brauchsteuer im Sinne der Reichs- 
abgabenordnung. 

2. Die Steuerschuld entsteht dadurch, 
daß die Bundesmonopolverwal- 
tung Branntwein absetzt, und 
zwar in dem Zeitpunkt, in dem 
der Branntwein die Lieferstelle 
der Bundesmonopolverwaltung 
verläßt oder außerhalb einer 
Lieferstelle dem Bezieher oder 
seinem Beauftragten überlassen 
wird. 

Steuerschuldner ist der Bezieher 
des Branntweins. 

3. Die Steuer wird durch Abferti- 

gung festgesetzt. Auf die Feststel- 
lung der Weingeistmenge findet 
§ 59 des Gesetzes über das 

Branntweinmonopol Anwendung. 


4. Die unbedingt entstandene Steuer- 
schuld wird mit ihrer Entstehung 
fällig; sie Ist bei der Bestellung des 
Branntweins im voraus an die 
Bundesmonopolverwaltung zu ent- 
richten. 

Die bedingt entstandene Steuer- 
schuld (Nr. I Satz 2) wird fällig, 
sobald sie unbedingt wird. 
Zahlungsaufschub über drei Mo- 
nate hinaus ist unzulässig. 

5. Die Steuer wird von Amts wegen 
erlassen oder erstattet für Brannt- 
wein, den die Bundesmonopol- 
verwaltung vom Bezieher zurück- 
genommen hat. 

6. Die Steuer kann nach näherer An- 
ordnung der Durchführungs- 
bestimmungen auf Antrag ver- 
gütet werden für Branntwein, 
der ausgeführt oder zur Herstel- 
lung von ausgeführten Erzeug- 
nissen verwendet worden ist.“ 

2. § 1 Nr. IV Satz 2 ^erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Branntweinsteuer und die 
Steuer für ablieferungsfreien und ab- 
lieferungspflichtigen, aber nicht ab- 
ge‘lleferten Branntwein (Branntwein- 
aufschlag, § 78 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) gelten als Mo- 
nopoleinnahmen im Sinne dieser 
Strafvorschriften.“ 

Artikel II 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Relchsgesetzbl. I S. 405) 
in der Fassung, die sich aus den bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes erfolgten Ände- 
rungen und Ergänzungen ergibt, wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 
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l.In § 3 werden: 

a) gestrichen Absatz 1 Satz 3, 

b) ersetzt in Absatz 2 die Worte „des 
Monopolausgleichs“ durch die Worte 
„der Umsatzausgleichsteuer“. 

2. In § 78 wird folgender Satz hinzugefügt: 

„Der Branntweinaufschlag ist eine 
Verbrauchsteuer irn Sinne der Reichs- 
abgabenordnung.“ 

3. § 79 erhält folgende Fassung: 

4 79 

Der Branntweinaufschlag für ein 
Hektoliter Weingeist ist gleich der 
vollen Branntweinsteuer vermehrt 
um einen Zuschlag (regelmäßiger 
Branntweinaufsdilag), Der Bundes- 
miinister der Finanzen setzt den Zu- 
schlag durch Rechtsverordnung fest; 
er kann die Festsetzung der Bundes- 
monopolverwaltung durch Rechts- 
verordnung übertragen. Der Zuschlag 
ist so zu bemessen, daß der abliefe- 
rungsfreie Branntwein im Verhältnis 
zum ablieferungpflichtigen Brannt- 
wein angemessen (§ 106 Abs. 3) be- 
lastet wird. 

Der Zuschlag erhöht sich um den 
Betrag, der dem nach § 74 festge- 
setzten Abzug entspricht (erhöhter 
Branntweinaufschlag) : 

1. bei Branntwein, der im Überbrand 
hergestellt ist, 

2. bei Branntwein, der außerhalb 
einer monopolbegünstigten Er- 
zeugungsgrenze getvonnen ist, 

3. bei Branntwein, der entgegen der 
Ablieferungspflicht nicht abgelie- 
fert worden ist.“ 

4. In § 80 wird 

a) in Absatz 1 hinter Satz 1 folgender 
Satz eingeschaltet: 

„Die Branntweinaufschlagschuld fällt 
weg, wenn die Bundesmonopolver- 
waltung den Branntwein vom Schuld- 
ner des Branntweinaufschlageis über- 
nimmt (§76 Abs. 2, 3);“ 

b) in Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Zahlungsaufschub über drei Monate 
hinaus ist unzulässig.“ 

5. § 84 wird gestrichen. 


6. In § 88 wird folgender Satz hinzugefügt: 

„Diese Preise schließen die Brannt- 
weinsteuer nicht ein.“ 

7. § 91 erhält folgende Fassung: 

4 91 

Versendung und Lagerung von unver- 
steuertem Branntwein 

Wird von der Bundesmonopolver- 
waltung abgegebener Branntwein nach 
näherer Anordnung der Durchfüh- 
rungsbestimmungen unter amtlicher 
Überwachung versandt, gelagert oder 
weiterverarbeitet, so bleibt der 
Branntwein mit der vollen Brannt- 
weinsteuer belastet, bis er in den 
freien Verkehr tritt oder zu einem 
steuerbegünstigten Verwendungs- 
zweck abgefertigt oder ausgeführt 
wird. 

Die Steuerschuld entsteht, sobald 
der Branntwein durch Abfertigung 
oder auf sonstige Weise in den freien 
Verkehr gelangt oder zu einem steuer- 
begünstigten Verwendungszweck ab- 
gefertigt wird. Die Steuerschuld be- 
mißt sich nach § 1 Nr. I des Brannt- 
weinsteuergesetzes. Steuerschuldner 
ist der, für dessen Rechnung der 
Branntwein in den freien Verkehr 
übergeht oder zu einem steuerbe- 
günstigten Verwendungszweck abge- 
fertigt wird. Der Begleitscheinnehmer 
und der Lagerbesitzer haften für die 
Steuer, auch wenn sie nicht Steuer- 
schuldner sind. 

Die Steuer ist zu entrichten binnen 
einer Woche, nachdem der Steuer- 
betrag dem Steuerschuldner bekannt- 
gegeben worden ist. Zahlungsaufschub 
über drei Monate hinaus ist unzu- 
lässig. 

Auf Branntwein, der dem Brannt- 
weinaufschlag Older dem Monopolaus- 
gleich unterliegt, finden die Vorschrif- 
ten der Absätze 1 bis 3 entsprechende 
Anwendung; mit der Abfertigung des 
Branntweins zur Versendung, Lage- 
rung oder Weiterverarbeitung unter 
amtlicher Überwachung vermindert 
sich der Branntweinaufschlag oder 
der Monopolausgleich auf den Zu- 
schlag (§§ 79, 151 a).“ 
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8. § 92 erhält folgende Fassung: 

4 92 

Zu ermäßigten Verkaufpreisen darf 
Branntwein abgegeben werden, der 
einem ermäßigten Steuersatz unter- 
liegt oder von der Branntweinsteuer 
befreit ist." 

9. In § 106 Abs. 3 Satz 1 werden hinter der 
Klammer „(§§ 88 ff.)" angefügt die 
Worte „zuzüglich der vollen Branntwein- 
steuer". 

10. Hinter § 151 wird der folgende § 151 a 
eingefügt: 

„§151a 

Der Monopolausgleich für ein Hek- 
toliter Weingeist besteht aus der 
vollen Branntweinsteuer, vermehrt 
um einen Zuschlag (regelmäßiger 
Monopolausgleich). Der Zuschlag ist 
gleich dem Betrage, um den der 
regelmäßige Verkaufpreis (§ 90) den 
Branntweingrundpreis (S b5) über- 
steigt. 

Der Monopolausgleich für ein Hek- 
toliter Weingeist vermindert sich 
bei weingeisthaltigen Erzeugnissen, 
Äther oder ätherhaltigen Erzeug- 
nissen, zu deren Herstellung, falls sie 
im Inland erfolgt wäre, Branntwein 
hätte abgegeben werden dürfen, 

1. steuerermäßigt: 

auf die ermäßigte Branntwein- 
steuer, vermehrt um einen Zu- 
schlag; der Zuschlag ist gleich dem 
Betrage, um den der ermäßigte 
Verkaufp^eis (§ 92) den Brannt- 
weingrundpreis (§ 65) übersteigt 
(ermäßigter Monopolausgleich), 

2. steuerfrei: 

auf den Betrag, um den der er- 
mäßigte Verkauf preis (§ 92) den 
Branntweingrundpreis (§ 65) über- 
steigt (ermäßigter Monopolaus- 
gleich). 

Auf den ermäßigten Monopolaus- 
gleich findet die Vorschrift des § 1 
Nr. I Satz 2 des Branntweinsteuer- 
gesetzes entsprechende Anwendung." 

11. In § 152 wird 

a) Absatz 1 Satz 1 gestrichen. 


b) in Absatz 1 Satz 2 das Wort wEr" 
durch die Worte „Der Monopolaus- 
gleich" ersetzt, 

c) Absatz 2 gestrichen. 

12. Nadi § 157 wird folgender § 158 ange- 
fügt: 

„§ 158 

Vom Monopolauisgleich befreit 
bleiben Branntwein und Trink- 
branntwein, die die Bundesmonopol- 
verwaltung einführt." 

13. In § 160 Abs. 2 Satz 1 werden: 

a) in Halbsatz 1 und in Halbsatz 2 hin- 
ter dem Wort „Essigbranntwein- 
preis“ jeweils die Worte „zuzüglich 
der Branntweinsteuer für Brannt- 
wein zur Herstellung von Speiseessig" 
hinzugefügt, 

b) in Halbsatz 1 die Klammer „(§ 92 
Abs. 1)" gestrichen. 

14. § 163 erhält folgende Fassung: 

„§ 163 

Der Steuerschuldner hat die Essig- 
säure, für die in einem Monat die 
Steuerschuld entstanden ist, bis zum 
zehnten Tage des nächsten Monats 
der Zollstelle zur Steuerfestsetzung 
schriftlich anzumelden. Beim Eingang 
von Essigsäure in das Monopolgebiet 
gelten für die Steuererklärung und 
den Steuerbescheid die entsprechen- 
den Vorschriften des Zollrechts." 

15. In § 164 a Abs. 1 wird das Wort „zehn- 
ten" durch das Wort „fünfundzwan- 
zigsten" ersetzt. 

16. § 177 erhält folgende Fassung: 

4 177 

Der Bundesminister der Finanzen 
ist ermächtigt, aus Billigkeitsgründen 
Ausnahmen von den Vorschriften 
dieses Gesetzes für Einzelfälle zuzu- 
lassen, 

1. wenn ein Verlust des Brennrechts 
nach § 38 eingetreten ist, 

2. wenn das Brennrecht einer Bren- 
nerei wegen Änderung ihrer wirt- 
schaftlichen Verhältnisse auf eine 
andere Brennerei übertragen wer- 
den soll. 
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3. wenn das Brennrecht einer kriegs- 
zerstörten Brennerei vorüber- 
gehend in einer anderen Brennerei 
ausgenutzt werden soll, 

4. wenn Abfindungsbrennereien oder 
Stoffbesitzer, welche die Vergünsti- 
gung der Abfindung verloren 
haben, zur Abfindung wieder zu- 
gelassen werden sollen, 

5. wenn eine Abfindungsbrennerei auf 
ein anderes Grundstück übertragen 
werden soll, 

6. wenn aus wirtschaftlichen Grün- 
den klassenwidrige Rohstoffe auf 
Branntwein verarbeitet werden 
sollen." 

17. § 178 erhält folgende Fassung: 

„§ 178 

Durchführung 

Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, zur Durchführung 
dieses Gesetzes und des Branntwein- 
steuergesetzes durch Rechtsverord- 
nung 

1. die in diesem Gesetz und dem 
Branntweinsteuergesetz verwende- 
ten Begriffe näher zu umsdireiben, 

2. die in einzelnen Vorschriften die- 
ses Gesetzes und des Branntwein- 
steuergesetzes vorgesehenen Bestim- 
mungen und Anordnungen (Durch- 
führungsbestimmungen, Ausfüh- 
rungsbestimmungen) zu erlassen, 
soweit hierzu nicht andere Stellen 
besonders ermächtigt sind. 

Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes und des Brannt- 
weinsteuergesetzes und der Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem 
Gesetz und zum Branntweinsteuer- 
gesetz erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungs Vorschriften zu erlassien.“ 

Artikel III 

§ 1 des Gesretzes der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes zur Änderung 


des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 21. Oktober 1948 (WiGBl. S. 103) In 
der Fassung des Gesetzes der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes über die 
Steuerbefreiung von Branntwein zur Her- 
stellung von Treibstoff vom 10. August 1949 
(WIGBl. S. 248) und dieses Gesetzes wird 
in den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und dem baye- 
rischen Kreis Lindau in Kraft gesetzt. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Landesgesietz des Landes Baden zur 
Änderung des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 23. November 1948 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1949 S. 2), 

2. die Landesverordnung des Landes Rhein- 
land-Pfalz über die Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 
28. Januar 1949 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 39), 

3. die Verordnung des Finanzministeriums 
des Landes Württemberg-Hohenzollern 
über die Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 24. November 
1948 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern Nr. 33 vom 
5. Dezember 1948 Teil B S. 169), 

4. die Rechtsanordnung des Kr eis Präsiden- 
ten des bayerischen Kreises Lindau über 
die Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 19. April 1949 
(Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 16 vom 21. April 1949). 

Artikel IV 

Dieses Gesetz und die noch zu seiner 
Durchführung zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen gelten auch für das Land Berlin, 
sobald es gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschlossen hat. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Es tritt am 31. März 
1954 außer Kraft. 
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Begründung 


Im Allgemeinen 

Eine grundlegende Neugestaltung des 
Branntweinmonopols bedarf umfassender 
und eingehender Vorarbeiten, die lange Zeit 
in Anspruch nehmen werden. Inzwischen ist 
jedoch, um eine reibungslose Durchführung 
des Branntweinmonopols nach dem gelten- 
den Gesetz zu gewährleisten, eine vorläufige 
Neuordnung des Branntweinmonopols er- 
forderlich: 

1. Auf dem Gebiet der Besteuerung des 
Branntweins. Hier ist sie Gegenstand 
dieses Entwurfes. 

2. Auf dem Gebiet der Monopolbewirtschaf- 
tung des Branntweins. Hier ist sie Gegen- 
stand einer besonderen Gesetzesvorlage. 

3. Auf dem Gebiet der Bestrafung der Mo- 
nopolvergehen. Hier ist die Vorbereitung 
eines Gesetzes beabsichtigt, sobald die in 
Angriff genommene Umgestaltung des 
Steuerstrafrechts der Reidisabgabenord- 
nung abgeschlossen worden ist. 

Auf dem Gebiet der Branntweinbesteuerung 
behandelt der Entwurf vornehmlich die Aus- 
füllung von Lücken im Branntweinsteuer- 
recht und die Angleichung des Branntwein- 
monopolgesetzes an die Branntweinsteuer. 

Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 

Die vorgesehenen Vorschriften dienen der 
Ausfüllung von Lücken im geltenden 
Branntweinsteuerrecht, da in ihm ent- 
sprechende Vorschriften bisher noch fehlen. 

Die neue Fassung besdiränkt sich aus- 
schließlich auf die Branntweinsteuer. Die in 
der bisherigen Fassung enthaltene Bestim- 
mung, daß der Branntweinaufschlag eine Ver- 
brauchsteuer im Sinne der Reichsabgaben- 
ordnung ist, wird in das Gesetz über das 
Branntweinmonopol unter die dortigen 
Vorschriften über den Branntweinaufschlag 
übernommen (vgl. Artikel II Nr. 2 des Ent- 
wurfs). 

Zu den einzelnen Vorschriften wird folgen- 
des bemerkt: 


1. Steuergegenstand 

Außer der aus der bisherigen Fassung über- 
nommenen Bestimmung, daß die Steuer 
nach § 1 Nr. I des Wirtschaftsratsgesetzes 
vom 21. Oktober 1948 eine Verbraudisteuer 
im Sinne der Reichsabgabenordnung ist, wird 
die seit dem Kontrollratgesetz Nr. 27 — 
Branntweinsteuer — vom 10. Mai 1946 ein- 
gebürgerte Bezeichnung der Steuer als 
Branntweinsteuer gesetzlich festgelegt und 
der Gegenstand der Steuer näher bestimmt. 

2. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

Der Steuertatbestand ist weit gefaßt. Er be- 
greift sowohl den Regelfall ein, daß der 
Branntwein in unmittelbarem Anschluß an 
seine amtliche Abfertigung abgesetzt wird, 
als audi die selteneren Fälle, in denen Ab- 
fertigung und Absatz des Branntweins zeit- 
lich getrennt sind, z. B. wenn Branntwein 
aus Monopollagern unter Zollaufsicht im 
voraus abgefertigt und erst später abgesetzt 
wird oder wenn Branntwein zunädist in Be- 
trieben der Monopolverwaltung vollständig 
vergällt und erst später von ihren Ver- 
triebsstellen als Brennspiritus abgesetzt wird. 
Der Steuertatbestand erfaßt ferner nicht nur 
den Regelfall, daß die Monopolverwaltung 
den Branntwein zuvor in einen ihrer Be- 
triebe auf genommen hat und ihn dann aus 
ihren Lieferstellen absetzt, sondern audi die 
selteneren Fälle, in denen sie den Brannt- 
wein weder lagert noch reinigt, ihn vielmehr 
vom Herstellungsort an den Abnehmer un- 
mittelbar absetzt. Solcher unmittelbarer Ab- 
satz liegt vor, wenn der Hersteller den noch 
in der Brennerei lagernden Branntwein im 
Wege des Rückkaufs erwirbt oder wenn der 
Branntwein gegebenenfalls nach Vergällung 
(vp-l. § 62 Branntweinmonopolgesetz) auf 
Weisung der Monopolverwaltung unmittel- 
bar von der Brennerei an den Abnehmer ver- 
sandt wird. Andererseits schließt der vorge- 
sehene Steuertatbestand die Entstehung einer 
Steuerschuld aus, solange der Branntwein im 
Eigentum der Monopolverwaltung steht. 
Dies entspricht dem bisherigen ReAt, naA 
dem eine VerpfliAtung der Monopolver- 
waltung zur Abführung der Hektoliterein- 
nahme für den unter ihrer ÜberwaAung 
stehenden Branntwein nur insoweit be- 
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Stand, als sie selbst oder ihre Vertriebs- 
stellen Branntwein an andere abgesetzt hat- 
ten (vgl. § 84 Branntweinmonopolgesetz und 
Reichsgericht, Urteil vom 21. Mai 1927 — 
10/27 I in Juristischer Wochenschrift 1927 
S. 1857, vgl. ferner Zeitschrift für Zölle und 
Verbrauhsteuern 1943 S. 93). 

Es kommt vor, daß Branntwein, der im 
Eigentum der Monopolverwaltung steht, 
also von ihr noh niht abgesetzt worden ist, 
durch unbefugte Verfügung von Angehöri- 
gen oder Beauftragten der Monopolverwal- 
tung oder von Dritten der Überwahung 
der Monopolverwaltung oder der Zollver- 
waltung entzogen wird. Für solhe Fälle 
einen besonderen Steuertatbestand zu 
shaffen, ist niht als dringlih anzusehen und 
liegt daher außerhalb des Rahmens, der 
diesem Entwurf gezogen ist. 

Bei der Bestimmung der Person des Steuer- 
shuldners geht der Entwurf von der Auf- 
fassung aus, daß die Monopolverwaltung bei 
der Einziehung der Branntweinsteuer als 
Hoheitsverwaltung tätig wird (so shon für 
das frühere Reht das Preußishe Oberver- 
waltungsgeriht, Urteil vom 20. Februar 
1923 in Slg. Bd. 78 S. 114; vgl. auh § 9 
Abs. 3 Branntweinmonopolgesetz). In glei- 
her Weise wie die Zollverwaltung eine ein- 
geführte Ware, entläßt die Monopolverwal- 
tung Branntwein aus ihrem Gewahrsam in 
den freien Verkehr grundsätzlih nur nah 
Abfertigung. Ihre Rehtsstellung ist daher 
— was vielfah verkannt wird — völlig ver- 
shieden von der des Herstellers einer ver- 
brauhsteuerpflichtigen Ware. Denn der Her- 
steller fertigt die verbrauhsteuerpflihtige 
Ware nicht ab und kann sie niht abferti- 
gen, weil er niht Hoheitsträger ist, die 
Ware brauht auh niht abgefertigt zu wer- 
den, weil sie ohne amtlihe Mitwirkung in 
den freien Verkehr übergeht. 

Dadurh, daß die Monopolverwaltung künf- 
tig die vom Branntweinbezieher geshulde- 
ten Beträge je aus vershiedenem Rehts- 
grunde entgegennimmt, die Branntwein- 
steuer auf Grund öffentlihen Rehtes als 
Inkassomandatar für Rehnung des Steuer- 
gläubigers und das Branntweinverkaufsgeld 
auf Grund privaten Rehtes für eigene Reh- 
nung, wird dem Branntweinbezieher für 
Einwände gegen die Branntweinsteuer der 
für ihn bisher vershlossene Rehtsweg vor 
den Finanzgerihten eröffnet, während ihm 
wegen handelsrehtliher Mängelrügen und 
dergleihen der Rehtsweg vor den ordent- 


lihen Gerihten verbleibt. Auf diese Weise 
wird der Teilung der Gerihtsbarkeit, die 
Artikel 96 Abs. 1 des Grundgesetzes vor- 
sieht, auh auf dem Gebiete des Branntwein- 
monopols Rehnung getragen, so daß ver- 
mieden wird, daß das ordentlihe Geriht 
über Fragen zu entsheiden hat, die ihrer 
Natur nah dem Steuerreht angehören. 

3. Steuerfestsetzung 

Wie im Zollverfahren geht auh im Brannt- 
weinsteuerverfahren die Steuerermittlung 
der Entstehung der Steuershuld voraus. Eine 
Steuererklärung über eine bereits entstan- 
dene Steuershuld kommt danah niht in 
Betraht. Eine Änderung gegenüber dem 
bisherigen Zustand tritt niht ein, denn die 
Bezugsbedingungen der Monopolverwaltung 
enthalten in Nr. VII eine entsprehende Be- 
stimmung: „Für die Berehnung gilt die vor 
dem Versand durh die Zollbeamten und/ 
oder die Beauftragten der Monopolverwal- 
tung ermittelte Weingeistmenge“. 

4. Fälligkeit der Steuer 

Die Fälligkeit und die Vorausentrihtung der 
Branntweinsteuer entspriht dem gegenwär- 
tigen Verfahren (vgl. Nr. II Ziffer 1 der Be- 
zugsbedingungen der Monopolverwaltung). 
Die Vorausentrihtung der Branntweinsteuer 
kommt niht in Betraht, wenn die Steuer- 
shuld niht mit ihrer Entstehung, sondern 
infolge Zahlungsaufshubes erst mit Ablauf 
der Aufshubirist fällig wird. 

Eine Frist von drei Monaten für den Zah- 
lungsaufschub entspriht im wesentlihen 
der zur Zeit im Verwaltungswege im Ein- 
vernehmen mit dem Gewerbe getroffenen 
Regelung, wonah gegen Siherheitsleistung 
Branntweinsteuer und Branntweinaufshlag 
erst nah drei Monaten gezahlt zu werden 
brauhen. 

5. Erstattung der Steuer 

Die Vorshrift entspriht dem gegenwärtigen 
Verfahren (vgl. Nr. VI Ziffer 3 der Bezugs- 
bedingungen der Monopolverwaltung). 

6. Vergütung der Steuer 

Die von der Monopolverwaltung gezahlten 
Ausfuhrvergütungen setzen sih zusammen 
aus Vergütungen der entrihteten Brannt- 
weinsteuer und aus Beträgen, die darüber 
hinaus die Vergütungsberehtigten den Be- 
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Ziehern von Branntwein zum Ausfuhrpreis 
wirtschaftlich völlig gleichstellen sollen. Wäh- 
rend Rechtsgrundlage für die Zahlung dieser 
Beträge weiterhin § 105 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol bleibt, ist die Ver- 
gütung der Branntweinsteuer im Rahmen 
der steuerrechtlichen Vorschriften zu regeln. 

Zu Nr. 2 

Die Neufassung führt, ohne eine sachliche 
Änderung zu treffen, anstelle der bisherigen 
Verweisung die von der Vorschrift be- 
troffenen Steuern namentlich auf. 

Zu Artikel II 

Zu Nr. 1 

Der Entwurf geht von dem Grundgedanken 
aus, daß aller Branntwein aus den Be- 
ständen der Monopolverwaltung, sei er in- 
ländischer oder ausländischer Herkunft, erst 
dann steuerpflichtig wird, wenn er an den 
Bezieher abgegeben wird. Zum Ausschluß 
einer Doppelbesteuerung bleiben daher künf- 
tig Branntwein und Trinkbranntwein, die 
die Monopolverwaltung einführt, ohne 
weiteres vom Monopolausgleich befreit (vgl. 
Artikel II Nr. 12 des Entwurfs). Es bedarf 
daher einer Ermächtigung, den Monopolaus- 
gleich der Monopolverwaltung zu erlassen, 
nicht mehr, wohl aber einer Ermächtigung, 
ihr die Umsatzausgleichsteuer zu erlassen, die 
erst später nach Verabschiedung des gelten- 
den Branntweinmonopolgesetzes durch das 
Umsatzsteuergesetz vom 30. Januar 1932 hin- 
zugekommen ist. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift wird aus § 1 Nr. II des Ge- 
setzes des Wirtschaftsrates vom 21. Oktober 
1948 hierher übernommen. Es wird auf die 
Begründung zu Artikel I Nr. 1 dieses Ent- 
wurfes Bezug genommen. 

Zu Nr. 3 

Die Neufassung des § 79 Abs. 1 ändert den 
bisherigen Zustand, bei dem es sonst sachlich 
verbleibt, in dreierlei Hinsicht, 

a) entsprechend der jetzigen Rechtsnatur des 
Branntweinaufschlages als Verbrauch- 
steuer wird bei Bemessung der Brannt- 
Vv^einaufschlagsätze nicht mehr vom regel- 
mäßigen Verkaufpreise, sondern von der 
Branntweinsteuer ausgegangen. Anstelle 
des Abschlages vom regelmäßigen Ver- 


kaufpreis tritt ein Zuschlag zur Brannt- 
weinsteuer. 

b) Während bisher zur Festsetzung des Ab- 
schlags die Monopolverwaltung ermäch- 
tigt war, kann künftig zur Festsetzung 
des Zuschlags gemäß Artikel 80 des 
Grundgesetzes zunächst nur der Bundes- 
minister der Finanzen ermächtigt werden. 
Da der Zuschlag jedoch im engen Zu- 
sammenhang steht mit der Festsetzung 
der Verkaufpreise, die nach § 89 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol der 
Bundesmonopolverwaltung obliegt, ist 
vorgesehen, daß der Bundesminister der 
Finanzen die ihm erteilte Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
monopolverwaltung weiter übertragen 
kann. 

c) Bisher konnte der über die Branntwein- 
steuer hinausgehende Teil des Brannt- 
weinaufschlags nach freiem Ermessen be- 
stimmt werden. Nunmehr tritt anstelle 
des freien Ermessens das pflichtmäßige 
Ermessen, das sich innerhalb der Grenzen 
zu halten hat, die das Gesetz dem Er- 
messen künftig durch die Vorschrift des 
§ 79 Abs. 1 Satz 3 zieht. 

Die Neufassung des § 79 Abs. 2 bringt eine 
Ermäßigung des erhöhten Branntweinauf- 
schlages. Dadurch soll es insbesondere den 
Obstbrennereien (Weinbrennereien) künftig 
ermöglicht werden, wieder wie vor der Än- 
derung des § 79 durch Verordnung vom 
7. Dezember 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 336) 
einen Teil ihrer Erzeugung außerhalb des 
Brennrechts herzustellen. 

Zu Nr. 4 

a) Die Erhebung des Branntweinaufschlages 
schließt die Übernahme des Brannt- 
weines, die Übernahme von Branntwein 
durch die Bundesmonopolverwaltung die 
Erhebung des Branntweinaufschlages aus. 
Dieser Grundsatz gilt nur dann nicht, 
wenn die Monopolverwaltung den Brannt- 
wein nicht vom Hersteller übernimmt, 
weil der Branntwein im Strafverfahren 
eingezogen oder im Aufsichtsverfahren 
in das Eigentum des Bundes übergeführt 
worden ist (§§ 51c, 123 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol, zu vgl. auch 
Gutachten des Bundesfinanzhofes vom 
12. Oktober 1951 II z D 4/51 S — 
Bundessteuerblatt 1951 III S. 207 und 
Bundeszollblatt 1951 S. 617). 
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Die vorgesehene Vorschrift betrifft vor- 
nehmlich die Fälle, in denen die Brannt- 
weinaufschlagschuld bedingt entstanden 
ist (zu vgl. Erlaß des Bundesfinanz- 
ministers vom 13. Oktober 1951 III V 
7144 — 35/51 — Bundeszollblatt 1951 
S. 526). 

b) Eine Frist von drei Monaten für den Zah- 
lungsaufschub entspricht im wesentlichen 
der zur Zeit im Verwaltungswege im 
Einvernehmen mit dem Gewerbe ge- 
troffenen Regelung, wonach gegen Sicher- 
heitsleistung Branntweinsteuer und 
Branntweinaufschlag erst nach 3 Monaten 
gezahlt zu werden brauchen. 

Zu Nr. 5 

Die Vorschrift ist, soweit sie den Satz und 
die Rechtsnatur der Hektolitereinnahme be- 
trifft, durch das Kontrollratgesetz Nr. 27 — 
Branntweinsteuer — vom 10. Mai 1946 auf- 
gehoben worden. 

Soweit die Vorschrift die Monopolverwaltung 
verpflichtet, die Hektolitereinnahme abzu- 
führen, wird sie mit der Bestimmung des 
Branntweinbeziehers zum Schuldner der 
Branntweinsteuer hinfällig. 

Zu Nr. 6 

Der Zusatz dient der Klarstellung. Wenn 
Schuldner der Branntweinsteuer der Be- 
zieher des Branntweins ist (vgl. Artikel I des 
Entwurfs), so kann die Monopolverwaltung 
die Branntweinsteuer nicht mehr im Ver- 
kaufpreis auf den Bezieher abwälzen. 

Zu Nr. 7 

Die Neufassung paßt die Vorschrift der 
Rechtslage an, die durch die Einführung der 
Branntweinsteuer gegeben ist. Die bisherige 
Vorschrift setzt voraus, daß die persönliche 
Zahlungsschuld bereits aufgrund anderer 
Vorschriften entstanden und nach Grund und 
Betrag bestimmt ist, sie läßt aber die Zah- 
lungsschuld der Höhe nach den Änderungen 
des Hektolitereinnahme-Satzes (§ 84 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol) gleitend 
folgen. Dies kommt einer Schuldumschaffung 
(Novation) des ursprünglichen Schuldverhält- 
iiisses (Kaufpreissdiuld oder Branntweinauf- 
schlagschuld oder Monopolausgleichschuld) 
zumindest sehr nahe. Die Regelung der 


Fälligkeit der Zahlungsschuld überläßt die 
bisherige Vorschrift den Durchführungs- 
bestimmungen (vgl. § 64 Abs. 4 der Brannt- 
weinverwertungsordnung). Künftig wird — 
wie im Zollrecht — die Entstehung einer per- 
sönlichen Steuerschuld auf den Zeitpunkt der 
Beendigung des gebundenen Verkehrs ver- 
legt, so daß es einer Gleitklausel nicht mehr 
bedarf, und die Fälligkeit der Steuerschuld 
entsprechend einer Verwaltungsanordnung 
(vgl. Reichszollblatt 1944 S. 172), die sich 
bewährt hat, bestimmt. 

Die wirtschaftliche Belastung des Branntwein- 
beziehers wird durch die Umstellung der 
Vorschrift auf das Steuerrecht im Ergebnis 
nicht geändert. 

Zu Nr. 8 

Anstelle der früheren, ihrer Höhe nach in 
das Ermessen der Monopolverwaltung ge- 
stellten Preisermäßigungen für Branntwein 
hat das Kontrollratgesetz Nr. 27 vom 10. Mai 
1946 und ebenso das Gesetz des Wirtschafts- 
rates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur 
Änderung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol vom 21. Oktober 1948 vom Ge- 
setzgeber selbst normierte Steuerermäßigun- 
gen und Steuerbefreiungen gesetzt. Die 
Monopolverwaltung im Bundesgebiet hat 
außerdem die Warenpreise für Branntwein 
(ohne BranntweinstcLte.') nicht nur nach der 
Beschaffenheit des verkauften Branntweins, 
sondern auch nach dem Verwendungszweck 
des Branntweins verschieden hoch bemessen. 
Der Branntwein wird auf diese Weise nicht 
nur durch die Steuervorschriften des Gesetz- 
gebers, sondern auch durch die Preisfest- 
setzung der Monopolverwaltung verschieden 
hoch belastet. Es erscheint geboten, durch eine 
Neufassung des § 92 Branntweinmonopol- 
gesetz hierfür eine Rechtsgrundlage im Ge- 
setz selbst zu geben. 

Zu Nr. 9 bis 11, 13 

Die vorgesehenen Zusätze bzw. Neufassungen 
passen die Vorschriften der Rechtslage an, 
die durch die Einführung der Branntwein- 
steuer gegeben ist, ohne den bestehenden Zu- 
stand im wirtschaftlichen Ergebnis zu ändern. 

Zu Nr. 12 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 11 
Nr. 1 des Entwurfes Bezug genommen. 
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Zu Nr. 14 

Eine Änderung des Steuerermittlungsverfah- 
rens für die Essigsäuresteuer war bereits vom 
Reichsminister der Finanzen beabsichtigt (vgl. 
Reichszollblatt 1944 S. 101). Bisher wird die 
Essigsäuresteuer vor Enstehung der Steuer- 
schuld durch Abfertigung festgestellt. Es war 
in Aussicht genommen, die Essigsäuresteuer 
künftig, wie bei den meisten Verbrauch- 
steuern, nach Entstehung der Steuerschuld, 
auf Grund einer Steuererklärung des Steuer- 
schuldners, festzusetzen. Bisher ist das letztere 
Verfahren im Verwaltungswege nur für einen 
einzelnen Essigsäureherstellungsbetrieb im 
Bundesgebiet zugelassen worden. Dort hat es 
sich bewährt. Wegen der Vorteile, die es so- 
wohl für die Steuerschuldner wie für die 
Finanzverwaltung bietet, erscheint seine ge- 
setzliche Einführung angezeigt. 

Zu Nr. 15 

Durch einen Koordinierungsbeschluß der 
Finanzminister der Länder vom 7./8. März 
1950 sind die Zollstellen ermächtigt worden, 
die jeweils am 10. eines Kalendermonats 
fällig werdende Essigsäuresteuer bis zum 25. 
des gleichen Monats zinslos und ohne Sicher- 
heit zu stunden. Die Gründe für diese Maß- 
nahme bestehen unverändert fort. Eine ent- 
sprechende Verschiebung der gesetzlichen 
Zahlungsfrist ist daher geboten. 

Zu Nr. 16 

Die Vorschrift des § 177 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol, wonach der Reichs- 
minister der Finanzen ermächtigt ist, aus 
Billigkeitsgründen Ausnahmen von den Vor- 
schriften des Gesetzes zuzulassen, wird im 
Hinblick auf Artikel 129 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr für anwendbar gehalten. Da eine der- 
artige Ermächtigung bei der Durchführung 
des Branntweinmonopols nicht zu entbehren 
ist, empfiehlt es sich, die Ermächtigung zur 
Zulassung von Ausnahmen dem Bundes- 
minister der Finanzen neu zu erteilen. Inhalt 
und Ausmaß der Ermächtigung werden genau 
bestimmt, wobei die Bedürfnisse der Praxis 
berücksichtigt sind. 


Zu Nr. 17 

§ 178 Abs. 1 umgrenzt die in § 178 der bis- 
herigen Fassung erteilte Ermächtigung gemäß 
den Anforderungen des Grundgesetzes ge- 
nauer und erstreckt sie auf die näheren Be- 
stimmungen, die zur Durchführung einzelner 
Vorschriften des Branntweinsteuergesetzes 
Vorbehalten sind (vgl. Branntweinsteuer- 
gesetz §1 Nr. I Satz 1 Ziff. 6 und § 1 Nr. II 
Ziff. 6 in der Fassung dieses Entwurfs). 

Angesichts der engen sachlichen Zusammen- 
gehörigkeit des Branntweinmonopolgesetzes 
und des Branntweinsteuergesetzes sind ge- 
meinsame Durchführungsbestimmungen zu 
beiden Gesetzen für die Finanzverwaltung 
unerläßlich. 

Andere Stellen als der Bundesminister der 
Finanzen sind in §§ 55 Abs. 4, 176 (die 
Bundesregierung) und in § 116 Abs. 7 (der 
Bundesminister des Innern) zum Erlaß von 
Durchführungsbestimmungen ermächtigt. 

§ 178 Abs. 2 dient der Entlastung der 
Bundesregierung, die sonst nach Artikel 86 
des Grundgesetzes die allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften zu erlassen haben würde. 

Zu Artikel III 

Die Vorschrift dient der Vereinheitlichung 
des Branntweinsteuerrechts im Bundesgebiet, 
da gegenwärtig in den Ländern der franzö- 
sichen Besatzungszone Branntwein zur Her- 
stellung von Treibstoff noch einer Steuer von 
300 DM je Hektoliter Weingeist unterliegt. 

Zu Artikel IV 

Entsprechende Vorschriften (die sogenannte 
Berlin-Klausel) werden jetzt in allen Ge- 
setzen, deren Anwendung auch für Berlin in 
Betracht kommt, aufgenommen (vgl. z. B. 
§ 5 des Gesetzes über die Errichtung der 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
vom 8. August 1951 — BGBL I S. 491). 

Zu Artikel V 

Durch die Befristung bis zum 31. März 1954 
soll der vorläufige Charakter der Neuord- 
nung betont werden. 
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Anls^ 2 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Monopolbewirtsdiaftung des Branntweins 
(Zweites Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdüossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) 
in der Fassung, die sidi aus den bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes erfolgten Ände- 
rungen und Ergänzungen ergibt, wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. $ 1 Ziffer 3 erhält folgende Fasstmg: 

m 3. die Einfuhr von Branntwein in 
das Monopolgebiet ($ 3),“ 

2. $ 2 erhält folgende Fassung: 

»Monopolgebiet 

S2 

Monopolgebiet ist der Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich West-Berlin und mit Aus- 
nahme der Zollausschlüsse. 

In den Zollausschlüssen der deut- 
schen Seehäfen ist der Verbrauch von 
unversteuertem Branntwein und der 
Verbrauch von Waren, bei deren Aus- 
fuhr die Branntweinsteuer für den bei 
ihrer Herstellung verwendeten Brannt- 
wein erlassen oder vei^tet worden 
ist, verboten. Hiervon ausgenommen 
sind die Fälle, in denen aum im Mo- 
nopolgebiet Branntwein von der 
Steuer befreit ist oder in denen der 
Verbrauch unverzollten Branntweins 
in den Zollausschlüssen als Schiffs- 
bedarf besonders zugelassen ist.“ 


3. In § 3 werden in Absatz 1 Satz 1 die 
Worte »aus dem Ausland“ gestrichen. 

4. S 16 erhält folgende Fassung: 

»Der Beirat 

S 16 

Der Beirat hat die Aufgabe, die an 
der Herstellung, dem Absatz und der 
Verarbeitung von Branntwein und 
Branntweinerzeugnissen beteiligten 
Gewerbe bei der Bundesmonopolver- 
waltung zu vertreten. Er besteht aus 
18 Mitgliedern und ebensoviel Stell- 
vertretern, die vom Bundesminister 
der Finanzen berufen werden. 

Die Mitglieder des Beirates und ihre 
Stellvertreter versehen ihr Amt als 
Ehrenamt; sie erhalten Ersatz ihrer 
Auslagen. Der Beirat wird vom Präsi- 
denten der Bundesmonopolverwal- 
tung einberufen. Er soll vor wichtigen 
Entscheidungen gehört werden, vor 
Beschlüssen der in den §§ 40, 64, 79, 
82 a Ziff. 1 Satz 1, 89, 100 Abs. 3 be- 
zeichneten Art muß der Beirat gehört 
werden. 

Die Mitglieder des Beirates sind zur 
Verschwi^enheit verpflichtet, wenn 
die Bundesmonopolverwaltung den 
Gegenstand der Beratungen als ver- 
tramich bezeichnet. Mißbraucht ein 
Mitglied des Beirates die durch sein 
Amt erlangten Aufschlüsse oder ge- 
fährdet es sonst die Belange der 
Bundesmonopolverwaltung, so kann 
der Bundesminister der Finanzen auf 
Antrag der Bundesmonopolverwaltung 
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das Mitglied aussdiließen. Der Nach- 
folger soll binnen einer Frist von drei 
Monaten ernannt werden. 

Gegen einen Beschluß der Bundes- 
monopolverwaltung in den in Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 2 genannten Fällen 
kann von mindestens fünf Mitgliedern 
des Beirates binnen einer Ausschluß- 
frist von einer Woche, nachdem der 
Besdiluß dem Beirat bekanntgegeben 
worden ist, bei dem Bundesminister 
der Finanzen Beschwerde eingelegt 
werden. Die Beschwerde hat keine auf- 
schiebende Wirkung. 

Über die Beschwerde entscheidet der 
Bundesminister der Finanzen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Kommt ein Einvernehmen 
zwischen den drei beteiligten Bundes- 
ministern nicht zustande, so ent- 
scheidet die Bundesregierung.“ 

5. a) In § 22 Absatz 2 werden ersetzt: 

aa) in Satz 2 die Zahl „500 000“ durch 
die Zahl „400 000“, 

bb) in Satz 3 die Zahl „2,5“ durch die 
Zahl „1,2“. 

b) § 22 erhält folgenden Absatz 5: 

„Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, die Zahl von 400 000 Hektoliter 
Weingeist zu ändern, wenn wesent- 
liche technische Änderungen im Ver- 
fahren bei der Herstellung von 
Branntwein eine Anpassung der Er- 
zeugungsgrenze erforderlich machen.“ 

6. In § 25 werden angefügt: 

a) in Absatz 2 Ziffer 2 die Worte: „die 
zur Verarbeitung kommenden Roh- 
stoffe an Kartoffeln und anderem Ge- 
treide als Korn müssen nach näherer 
Anordnung von Durchführungsbe- 
stimmungen in der Hauptsache von 
dem Besitzer selbst gewonnen sein;“ 

b) in Absatz 3 Ziffer 2 die Worte: „die 
zur VeraAeltung kommenden Roh- 
stoffe an Kartoffeln und anderem Ge- 
treide als Korn müssen nadi näherer 
Anordnung von Durchführungsbe- 
stimmungen in der Hauptsache von 
den Besitzern selbst gewonnen sein; “ 


7. In § 49 werden in Absatz 1 hinter dem 
Wort: „Aufsichtsbeamten“ und in Ab- 
satz 2 hinter dem Wort „Aufsichts- 
dienstes“ jeweils die Worte „und den Be- 
auftragten der Bundesmonopolverwal- 
tung“ angefügt. 

8. § 51 b Absatz 1 Ziffer 5 erhält folgende 
Fassung: 

„5. Branntwein, dessen Herkunft oder 
Erwerb nicht nachgewiesen werden 
kann oder hinsichtlich dessen der 
Vorschrift des § 106 Abs. 3 zu- 
wider gehandelt worden ist;“ 


9. § 61 a Absatz 1 Ziffer 1 erhält folgende 
Fassung: 

„1. Branntwein, der in einem Strafver- 
fahren eingezogen oder nach § 51 c 
in das Eigentum des Bundes über- 
geführt worden ist;“ 
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66 Satz 2 erhält folgende Fassung: 


„Dieser Betriebsabzug beträgt für 
die Erzeugung 


Hektoliter Weingeist 
über 600 bis 1000 
über 1000 bis 1400 
über 1400 bis 1800 
über 1800 bis 2200 
über 2200 bis 2600 
über 2600 bis 3000 
über 3000 


0,50 DM 

1.00 DM 

1.50 DM 

2.00 DM 

2.50 DM 

3.00 DM 

3.50 DM 


für ein Hektoliter Weingeist.“ 
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67 erhält folgende Fassung: 

4 67 

Betriebsabzug für gewerbliche 
Brennereien 

Der in gewerblichen Brennereien 
hergestellte Branntwein erfährt einen 
Betriebsabzug von 1,50 Deutsche Mark 
für ein Hektoliter Weingeist.“ 


12. § 68 Absatz 1 Satz 2 erhalt folgende 
Fassung: 

„Der Betriebszuschlag beträgt für die 

Erzeugung 

bis zu 

100 Hektoliter Weingeist 7,50 DM 
über 100 bis zu 200 Hektoliter 
Weingeist 5,00 DM 

über 200 bis zu 300 Hektoliter 
Weingeist 2,50 DM 

für ein Hektoliter Weingeist.“ 
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13. S 69 erhält folgende Fassung: 

4 69 

Anstelle des Betriebszusdilags nach 
§ 68 wird in Kleinbrennereien für den 
als innerhalb des Brennrechts herge- 
stellt geltenden Branntwein, sofern die 
Jahreserzeugung nicht mehr als 4 Hek- 
toliter Weingeist beträgt, ein Betriebs- 
zuschlag von 50 Deutsche Mark, in 
den übrigen Brennereien ein Betriebs- 
zuschlag von 15 Deutsche Mark für 
ein Hektoliter Weingeist gewährt.“ 

14. S 70 erhält folgende Fassung: 

4 70 

Obstgemeinschaftsbrennereien er- 
halten für den als innerhalb des 
Brennrechts hergestellt geltenden 
Branntwein einen Betriebszuschlag von 
5 Deutsche Mark für ein Hektoliter 
Weingeist.“ 

15. S 72 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 erhält 
folgende Fassung: 

»die Zuschläge sollen mindestens 
25 Deutsche Mark und höchstens 
62,50 Deutsche Mark für ein Hekto- 
liter Weingeist betragen.“ 

16. Hinter § 84 wird folgender § 85 ein- 
gefügt: 

4 85 

Die Verkaufpreise für Branntwein 
sind so zu bemessen, daß gedeckt 
werden: 

1. die Branntweinübernahmegelder 

(SS 63 a, 75), 

2. die sonstigen Verwaltungs- und Ge- 
schäftskosten der Bundesmonopol- 
verwaltung, insbesondere 

a) die Verzinsung und Tilgung der 
Schulden aus dem Geschäftsver- 
kehr der Bundesmonopolverwal- 
tung, 

b) die Gehälter und Löhne für die 
Beamten, Angestellten imd Ar- 
beiter der Bundesmonopolver- 
waltung, 

c) die Verwaltungskostenvergütung 
(§ 18), 

d) die Kosten der verschlußsicheren 
Herrichtung oder der Errichtung 
von Brennereien (SS 55, 56), 


e) die nach S 105 Satz 1 zu er- 
stattenden Branntweinverkauf- 
gelder und die nach S 105 Satz 2 
zu erstattenden Beträge, soweit 
sie die Branntweinsteuer über- 
steigen, 

3. Abschreibungen für Abnutzung der 
Gegenstände des Anlagevermögens 
der Bundesmonopolverwaltung, 

4. angemessene Rücklagen zu Betriebs- 
mitteln oder sonstigen Verwaltungs- 
zwecken, 

5. angemessene Rückstellungen zur 
Deckung von Fehlbeträgen und für 
besondere Zwecke, 

6. ein Geschäftsgewinn der Bundes- 
monopolverwaltung, der im Bundes- 
haushaltsplan für das jeweilige Rech- 
nungsjahr zu veransdilagen ist.“ 

t7. S 86 erhält folgende Fassung: 

4 86 

Die Bundesmonopolverwaltung hat 
an die Bundeskasse den bilanzmäßigen 
Reingewinn abzuführen, soweit er 
nicht zu Betriebsmitteln oder sonsti- 
gen Verwaltungszwecken zurückzu- 
halten ist.“ 

18. Die folgenden Vorschriften werden auf- 
gehoben: 

S 71, 

s 72 Abs. 2, 

§ 73 a und 
S 99 Absatz 2. 


Artikel II 

S 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, auf Antrag solchen landwirtschaft- 
lichen Brennereien, die für die Dauer nicht 
in der Lage sind, in der Hauptsache Rohstoffe 
eigener Erzeugung zu verarbeiten, zu ge- 
statten, ohne monopolrechtliche Nachteile in 
die Klasse der gewerblichen Brennereien 
überzutreten. 

Anträgen der genannten Art ist nur zu ent- 
sprechen, wenn sie vor Ablauf des ersten 
Betriebsjahres nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei dem zuständigen Hauptzollamt 
eingegangen sind. 
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§ 2 

Obstverschlußbrennereien, deren Besitzer 
in den deutschen Gebieten östlich der Oder- 
Neiße-Linie eine gleichartige Brennerei be- 
saßen, diese aufgeben mußten und im Bundes- 
gebiet das Gewerbe fortsetzen, können auf 
Antrag bereits im Betriebsjahr 1951/52 ge- 
mäß den §§ 32 und 33 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol zum Brennrecht veran- 
lagt werden, jedoch nicht zu einem höheren 
Brennrecht, als sie es früher besessen haben. 

Auf gewerbliche Verschlußbrennereien, 
deren Besitzer natürliche Personen sind, 
findet Absatz 1 entsprechende Anwendung 
mit der Maßgabe, daß das Brennrecht auf 
nicht mehr als 400 Hektoliter Weingeist 
festgesetzt werden darf. 


Begrü 

Im Allgemeinen 

Eine grundlegende Neugestaltung des Brannt- 
weinmonopols bedarf umfassender und ein- 
gehender Vorarbeiten, die lange Zeit in An- 
spruch nehmen werden. Inzwischen ist jedoch, 
um eine reibungslose Durchführung des 
Branntweinmonopols nach dem geltenden 
Gesetz zu gewährleisten, eine vorläufige Neu- 
ordnung des Branntweinmonopols erforder- 
lich: 

1. Auf dem Gebiete der Besteuerung des 
Branntweins. Hier ist sie Gegenstand einer 
besonderen Gesetzesvorlage. 

2. Auf dem Gebiete der Monopolbewirt- 
schaftung des Branntweins. Hier ist sie 
Gegenstand dieses Entwurfes. 

3. Auf dem Gebiete der Bestrafung der Mo- 
nopolvergehen. Hier ist die Vorbereitung 
eines Gesetzes beabsichtigt, sobald die In 
Angriff genommene Neugestaltung des 
Steuerstrafredits der Reichsabgabenord- 
nung abgeschlossen worden ist. 

Auf dem Gebiete der Monopolbewirtschaf- 
tung des Branntweins beschränkt sich der 
Entwurf auf solche Änderungen und Ergän- 
zungen des geltenden Rechtes, die vordring- 
lich sind und die gegenwärtigen Grundlagen 
des Branntweinmonopols im wesentlichen 
unberührt lassen, so daß der künftigen Neu- 
gestaltung des Branntweinmonopols nicht 
vorgegriffen wird. 


Artikel III 

Dieses Gesetz und die noch zu seiner 
Durchführung zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen gelten auch für das Land Berlin, so- 
bald es gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschlossen hat. 

Artikel IV 

Die Vorschriften in Artikel I Nr. 5, 6, 10 
bis 16 dieses Gesetzes treten am 1. Oktober 
1952 In Kraft. Die übrigen Vorschriften 
dieses Gesetzes treten am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Dieses Gesetz tritt am 31. März 1954 
außer Kraft. 


n d u n g 

Zu den von dem Entwurf behandelten 
Gegenständen gehören vornehmlich die Neu- 
regelung der Gewerbevertretung, die Ände- 
rung der Vorschriften über die Erzeugungs- 
grenzen der Monopolbrennereien, über die 
Rohstoffverwendung in landwirtschaftlichen 
Brennereien und über die Bemessung der 
Übernahmepreise und der Verkaufp reise der 
Monopolverwaltung. 

Im Besonderen 
Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 und 3 

Die Vorschrift des § 3 des Branntwein- 
monopolgesetzes dient dem Schutze der 
Branntweinwirtschaft des Monopolgebietes. 
Solange Teile Deutschlands nicht zum Mo- 
nopolgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
gehören, muß sich diese Sdiutzvorschrift auch 
ihnen gegenüber auswirken. Dem dient die 
Neufassung des § 1 Ziffer 3 und die Strei- 
chung der Worte „aus dem Auslande" in 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Branntweinmonopol- 
gesetzes. Damit findet die Rechtsauffassung 
einen unmittelbaren und erweiterten Aus- 
druck im Gesetz, die dem Gutachten zu- 
grunde liegt, das der Oberste Finanzgerichts- 
hof am 23. Februar 1949 unter II z D 3/48 S 
erstattet hat (Zeitschrift für Zölle und Ver- 
brauchsteuern 1949 S. 123 — Steuerrecht- 
sprechung in Karteiform R 1 zu § 2 Brannt- 
weinmonopolgesetz). 
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Zu Nr, 2 

Die vorgeschlagene neue Fassung des § 2 
Branntweinmonopolgesetz hat teils rechts- 
bekundende, teils rechtsändernde Bedeutung. 
Nur rechtsbekundende Bedeutung kommt 
ihr zu, soweit sie klarstellt, daß das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland ein einheit- 
liches Monopolgebiet bildet, nachdem die 
Ausübung der Monopolhoheit von den Län- 
dern auf den Bund übergegangen ist und an 
die Stelle von 11 Landesmonopolverwaltun- 
gen mit je besonderen Monopolgebieten die 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
getreten ist (zu vgl. Grundgesetz vom 23. Mai 

1949 Artikel 105 Abs. 1, 106 Abs. 1, 108 
Abs. 1, Gesetz über die Finanzverwaltung 
vom 6. September 1950 § 38, Erstes Gesetz 
zur Überleitung von Lasten und Deckungs- 
mitteln auf den Bund vom 28. November 

1950 §§ 3, 18, 19, Gesetz über die Errichtung 
der Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein vom 8. August 1951). 

Rechtsändernde Wirkung hat die neue 
Fassung insoweit, als sie das Badische Zoll- 
ausschlußgeblet aus dem Monopolgebiet aus- 
scheidet. Diese Änderung bedeutet jedoch 
nur die rechtliche Anerkennung eines bereits 
bestehenden Zustandes. Denn der Wirt- 
schaftsverkehr der derzeitigen beiden Ge- 
bietsteile des Badischen Zollausschlußgebietes 
der Büttenharder Höfe und des Gebietsteiles 
Büdingen, Ist nach und von der Schweiz un- 
gehindert und frei, nachdem der schweize- 
rische Grenzkordon um Büdingen im Jahre 
1947 eingezogen worden ist. Die Durch- 
führung des Branntweinmonopolgesetzes in 
dem Badischen Zollausschlußgebiet ist damit 
praktisch unmöglich geworden. 

Zu Nr. 4 

Der Entwurf verstärkt die Stellung des 
früheren Gewerbeausschusses in dreifacher 
Hinsicht: er vergrößert die Zahl seiner Mit- 
glieder, er schreibt seine Anhörung vor ge- 
wissen besonders wichtigen monopolredit- 
llchen Entscheidungen zwingend vor, und 
er verleiht ihm ein Recht zur Beschwerde 
gegen solche Entscheidungen. Aus diesem 
Grunde empfiehlt es sich, dieser Vertretung 
die Bezeichnung Beirat beizulegen, um schon 
in seiner Benennung die ihm zugewiesene 
beratende Aufgabe nach außen erkennbar zu 
machen. 

In Anknüpfung an früheres Recht (Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über das Brannt- 


weinmonopol vom 13. September 1933 — 
Reichsgesetzbl. I S. 620) sollen zur Ent- 
scheidung über die Beschwerde die drei be- 
teiligten Fachminister der Bundesregierung 
berufen sein. Falls sie sich über die zu 
treffende Entscheidung nicht einigen können, 
so hat die Bundesregierung über die Be- 
schwerde zu entscheiden. Dies steht im Ein- 
klang mit einer entsprechenden Regelung auf 
dem Gebiete des Zündwarenmonopols, wo- 
nach die Reichsregierung zur Änderung der 
Übernahme- und Monopolverkaufpreise für 
Zündwaren nach Anhörung eines Ausschusses 
von Vertretern der Erzeuger, Händler und 
Verbraucher von Zündwaren berufen ist 
(§ 31 des Zündwarenmonopolgesetzes vom 
29. Januar 1930 — Reichsgesetzbl. I S. 11). 

Die Preisbildung und die Lenkung von Er- 
zeugung und Absatz auf dem Gebiete staat- 
licher Monopole ist ein Ausfluß der staat- 
lichen Monopolhoheit. Diese Angelegen- 
heiten können daher nicht dem bestimmen- 
den oder mitbestimmenden Einfluß von 
Interessenvertretungen unterworfen werden. 
Aus diesem Grunde ist es nicht möglich, dem 
Gewerbeausschuß oder einem sonstigen Gre- 
mium, in dem Interessenvertreter einen kar- 
tellartigen Einfluß besitzen, entscheidende 
Befugnisse für solche monopolwirtschaft- 
lichen Entscheidungen einzuräumen. 

Der Entwurf folgt hierbei den Erfahrungen 
der Vergangenheit (s. Anlage). 

Zu Nr. 5 

Die bisherigen Zahlen waren auf die Ver- 
hältnisse des Deutschen Reiches abgestellt. 
Die neuen Zahlen entsprechen den Verhält- 
nissen des jetzigen Monopolgebietes, das nach 
Umfang und Einwohnerzahl kleiner ist als 
das Monopolgebiet des Deutschen Reiches 
und weit weniger Brennereien einschließt als 
dieses. Hierbei ist auch dem Umstand Rech- 
nung getragen, daß von der Vorkrlegs- 
erzeugung der Monopolbrennerelen weniger 
als die Hälfte auf die Monopolbrennereien 
des Bundesgebiets entfiel. 

Zu Nr. 6 

Die Vorschrift bringt eine Verarbeitungs- 
beschränkung für landwirtschaftliche Bren- 
nereien, wie sie bereits bis 1944 geltendes 
Recht war. 

Die Erhaltung und Förderung der landwirt- 
schaftlichen Brennereien ist seit jeher wegen 
ihrer ernährungswirtschaftlichen und be- 
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triebswirtschaftlichen Bedeutung eine unab- 
dingbare Verpflichtung des Branntwein- 
monopols gewesen. Diese Verpflichtung ist 
jedoch von der Ausweitung, die sie 1944 er- 
fahren hat, wieder auf ihren berechtigten 
Kern zurückzuführen. Dieser berechtigte 
Kern ist in dem Gedanken des sogenannten 
Schlempekreislaufes enthalten. Die Stoffe, die 
dem Boden in Gestalt von Kartoffeln und 
Getreide entnommen worden sind, sollen 
ihm, nachdem sie die Brennerei und den 
Viehmagen durchlaufen haben, in Gestalt 
von Dünger zurückgegeben v/erden. Ein 
solcher Kreislauf findet nicht statt, wenn zu- 
gekaufte, meist aus dem Auslande stammende 
Rohstoffe in der landwirtschaftlichen Bren- 
nerei verarbeitet werden. In diesem Falle 
wird der Charakter der landwirtschaftlichen 
Brennerei als eines landwirtsdiaftlichcn 
Nebenbetriebes nicht gewahrt. Auf diese 
Weise wird der Unterschied zwischen land- 
wirtschaftlichen und gewerblichen Brenne- 
reien weitgehend verwischt. Früher enthielt 
das Gesetz über das Branntweinmonopol in 
§ 25 den Grundsatz, daß die in der land- 
wirtschaftlichen Brennerei verarbeiteten 
Rohstoffe an Kartoffeln und anderem Ge- 
treide als Korn in der Hauptsache in dem 
zugehörigen landwirtschaftlichen Betrieb ge- 
wonnen sein müssen. Die Ausnahme für 
Korn beruhte darauf, daß der daraus herge- 
stellte Branntwein grundsätzlich nicht ab- 
lieferungspflichtig ist. Diesen Grundsatz, der 
1944 bei einer Neufassung des § 25 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol aus 
Gründen der Kriegswirtschaft verlassen wor- 
den ist, stellt der Entwurf wieder her. 

Zu Nr. 7 

Die Befugnis der Monopolverwaltung, eigene 
Beamte oder Angestellte in die Brennereien 
zu entsenden, ist bisher nur in § 12 Abs. 2 
der Grundbestimmungen ausgesprochen wor- 
den. Diese Befugnis ist jedoch von solcher Be- 
deutung, insbesondere bei den Ermittlungen 
über die Festsetzung des Branntweingrund- 
preises, daß es angebracht erscheint, sie im 
Gesetz besonders zu verankern. 

Zu Nr. 8 

Während die Vorschriften des § 51b Abs. 1 
Ziff. 1, 3 und 4 dem Sdiutz des Herstellungs- 
monopols, des Übernahmemonopols und des 
Einfuhrmonopols dienen, wahren die Vor- 
schriften der Ziffern 2 und 5 a. a. O. die Be- 
lange des Handelsmonopols. Da das Verbot 


des § 106 Absatz 3 dem Schutze des Handels- 
monopols dient, ist es geboten, Branntwein, 
der unter Verletzung dieses Verbots gehan- 
delt worden ist, ebenfalls im Aufsichtswege 
sicherzustellen und in das Eigentum des Bun- 
des zu überführen. 

Zu Nr. 9 

Die bisherige Fassung ließ den durch Gesetz 
vom 25. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 604) 
eingeführten § 51c unberücksichtigt. Die 
neue Fassung bringt die dieserhalb erforder- 
lidie Ergänzung. 

Zu Nr. 10 bis 15 

Durch die vorgesehenen Änderungen werden 
die Zu- und Abschläge nach festen Sätzen, 
nicht mehr nach Hundertteilen des Grund- 
preises bemessen. Der im Jahre 1922 für die 
letztere Berechnungsart gegebene Grund, 
die zunehmende Geldentwertung, ist fort- 
gefallen. Die Umstellung dient der Stabili- 
sierung der Sätze, die sich jetzt aus den 
jeweils maßgeblichen Hundertsätzen des 
gegenwärtig geltenden Grundpreises von 
48 DM je Hektoliter Weingeist ergeben, 
wobei jedoch zur Vermeidung von „krum- 
men“ Beträgen von einem auf 50 DM auf- 
gerundeten Betrage ausgegangen worden ist. 

Zu Nr. 16 

Die Vorschrift beseitigt das bisher freie Er- 
messen der Monopolverwaltung und der 
Aufsichtsbehörde, die Verkaufpreise in be- 
liebiger, d. h. nadh oben hin unbegrenzter 
Höhe festsetzen zu dürfen. Andererseits 
stellt sie sidier, daß das Branntweinmonopol 
nicht nur ein Steuermonopol, sondern auch 
ein Finanzmonopol ist. 

Unter Steuermonopol wird hierbei ein Mo- 
nopol verstanden, bei dem die dem Mo- 
nopolinhaber zufließende Monopoleinnahme 
nach einem festen Abgabesatz abgeschöpft 
wird, gleichviel ob der feste Abgabensatz von 
vornherein im Gesetz selbst bestimmt ist 
oder auf Grund gesetzlicher Ermächtigung 
von der Verwaltungsbehörde festgesetzt wird 
(so für das Branntweinmonopol in den Jah- 
ren 1922—1929). 

Unter Finanzmonopol wird ein Monopol 
verstanden, bei dem sich der dem Monopol- 
inhaber zufließende Ertrag ohne Zuhilfe- 
nahme eines Abgabensatzes bestimmt, wobei 
der zu erzielende .Monopolertrag seiner Höhe 


16 



nadi entweder überhaupt nicht festgelegt ist 
(so beim Zündwarenmonopol) oder ein für 
allemal gesetzlich festgelegt wird (so im 
Branntweinmonopolgesetzentwurf von 1908) 
oder von Haushaltsjahr zu Haushaltsjahr von 
den gesetzgebenden Körperschaften fest- 
gesetzt wird. 

Das letztere trifft nach der neueren haus- 
haltsrechtlichen Entwicklung für das Brannt- 
weinmonopol zu. Der durch Gesetz vom 
29. März 1951 (BGBl. II S. 125) festgestellte 
Bundcshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1950 hat im Einzelhaushaltsplan XXIII Ka- 
pitel 3 die Einnahmen aus dem Branntwein- 
monopol nicht mehr insgesamt, sondern 
unterschieden nach Steuereinnahmen und 
Geschäftsgewinn der Monopolverwaltung 
vcransdilagt. Der Ansatz des Bundeshaiis- 
haltsplans über den Geschäftsgewinn der 
Monopolverwaltung ist eine Einnahme- 
ermächtigung des Gesetzgebers. Sie kann nur 
realisiert werden, wenn sie in entsprechenden 
Einnahmen der Monopolverwaltung und 
demgemäß in der Bemessung ihrer Verkaufs- 
preise zum Ausdruck kommt. 

Zu Nr. 17 

Die Neufassung paßt die Vorschrift der 
Rechtslage an, die durch die Einführung der 
Branntweinsteuer gegeben ist. 

Zu Nr. 18 

a) Der in § 71 Branntweinmonopolgesetz 
geregelte sogenannte süddeutsche Zuschlag 
mag vor dem Kriege noch eine gewisse 
wirtschaftliche Berechtigung besessen 
haben, als der Branntweingrundpreis auf 
Gruncl der Verhältnisse ermittelt wurde, 
wie sie im damaligen Hauptanbaugebiet 
der Kartoffeln im Norden des Reiches 
bestanden, während die höheren Fracht- 
kosten, die im Süden des Reiches für den 
Kohlenbezug aufzuwenden waren, im 
Grundpreis unberücksichtigt blieben. Dies 
hat sidi für das Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland grundlegend geändert, 
weil im Bundesgebiet das Haupterzeu- 
gungsgebiet für Kartoffelbranntwein Bay- 
ern ist und demgemäß für die Festsetzung 
des sogenannten Teuerungszuschlages zum 
Grundpreis vorwiegend die Verhältnisse 
bayerischer Kartoffelbrennereien zugrunde 
gelegt werden. Für die süddeutschen 
Brenner werden also die höheren Kohlen- 
kosten Süddeutschlands doppelt, im 
Grundpreis und in den süddeutschen 


Zuschlägen, berücksichtigt. Hierdurch 
wird ein Produktionsanreiz ausgeübt, der 
den Branntweinzufluß der Monopolver- 
waltung nodi vergrößert, in anormalen 
Zeiten sogar einen Branntweinüberfluß 
herbeiführen kann. Andererseits wirkt 
sich der süddeutsche Zuschlag für die 
Branntweinverkaufpreise verteuernd aus, 
weil Branntwein süddeutscher Herkunft 
bei zusätzlicher Berechnung des süddeut- 
schen Zuschlags infolge der Frachtfreiheit 
der Branntweinlieferungen der Monopol- 
verwaltung unabsetzbar sein würde. Der 
Entwurf sieht daher eine Aufhebung des 
§71 Branntweinmonopolgesetz vor. 

b) § 72 Absatz 2 Branntweinmonopolgesetz 
ist durch Gesetz vom 13. September 1939 
(R.GB1. 1 S. 453) eingefügr worden. Vor 
dem Kriege brachten die zahlreichen gro- 
ßen Brennereien im Osten des Deutsdien 
Reiches durch Ausgleichsabschläge ohne 
fühlbare Belastung die Mittel auf, aus de- 
nen die Ausgleichszuschläge für die klei- 
neren Brennereien gezahlt wurden. 

Da in absehbarer Zeit mit einer Rückkehr 
dieser Verhältnisse nicht gerechnet werden 
kann, läßt sich diese Vorschrift nicht wei- 
ter aufrecht erhalten. 

c) § 73 a und § 99 Absatz 2 Branntweinmo- 
nopolgesetz sind durch Gesetz vom 
18. Mai 1933 (RGBl. I S. 273) ein^fügt 
worden. Die letzgenannte Vorschrift ist 
durch Erlaß des Reichsministers der Fi- 
nanzen vom 7. Mai 1943 (Reichszollblatt 
S. 86) teilweise für die Dauer der Kriegs- 
wirtschaft außer Kraft und bisher nicht 
wieder in Kraft gesetzt worden. Anderer- 
seits haben die beteiligten Obst- und Klein- 
brennerverbände keine Einwendungen da- 
gegen erhoben, daß während der Dauer 
der Nichtanwendung von § 99 Absatz 2 
Branntweinmonopolgesetz die Vorschrift 
des § 73 a Branntweinmonopolgesetz 
gleichfalls nicht angewendet wird. Es er- 
scheint angebracht, cs bei dem bestehenden 
Zustande zu belassen. Demgemäß ist die 
Aufhebung der beiden vorgenannten Vor- 
schriften vorgesehen. 

Zu Artikel II 
Zu § 1 

Die Ermächtigung soll zur Milderung von 

Härten dienen, die bei Durchführung von Ar- 
tikel I Nr. 6 des Entwurfs entstehen können. 
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Zu S 2 

Die Vorsdirift in Absatz 1 entspricht im we- 
sentlidien der Regelung, die aus Anlaß des 
Friedensvertrages von Versailles ln § 181 des 
geltenden Branntweinmonopolgesetzes (ge- 
stridien durch Verordnung vom 7. Dezember 
1944 — Reidisgesetzbl. I S. 336) enthalten 
war. 

Eine Neuveranlagung gewerblicher Brenne- 
reien zum Brennrecht ist im Gesetz über das 
Branntweinmonopol nicht vorgesehen. Die 
Vergünstigung des Absatzes 1 kann deswegen 
auf gewerbliche Brennereien nur ausnahms- 
weise unter Beschränkung auf natürliche Per- 
sonen und unter Begrenzung der Brennrechts- 
höhe ausgedehnt werden. 

Eine Berücksichtigung landwirtschaftlicher 
Brennereien ist nicht möglich, weil diese Bren- 
nereien nur Nebenbetriebe der Landgüter sind, 
zu denen sie gehören. 

Zu Artikel III 

Entsprechende Vorschriften (die sogenannte 
Berlin-Klausel) werden jetzt in allen Geset- 
zen, deren Anwendung auch für Berlin in 
Betracht kommt, aufgenommen (vgl. z. B. § 5 
des Gesetzes über die Errichtung der Bundes- 
monopolverwaltung für Branntwein vom 
8. August 1951 — BGBl. I S. 491). 

Zu Artikel IV 

Die Vorschriften in Artikel I Nr. 5, 6, 10 bis 
16 beeinflussen die Wirtschaftsführung eines 
gesamten Jahresabschnitts. Es ist daher zweck- 
mäßig, sie erst zu Beginn eines Betriebsjahres 
(1. Oktober) in Kraft treten zu lassen. Durdi 
die Befristung bis 31. März 1954 soll der vor- 
läufige Charakter der Neuordnung betont 
werden. 

Nr. 2 

Untersuchungsausschuß — Branntwein- 
Monopolverwaltung 

Berichterstatter : Reichstag 

Abgeordneter Eggerstedt III. Wahlperiode 

1924/25 
26. Ausschuß 

Bericht 

über die Tätigkeit des Beirates der 
Branntwein-Monopolverwaltung 

Der Monopolverwaltung Ist durch § 11 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol ein so- 


genannter Beirat zur Seite gestellt worden. Es 
heißt im § 11: 

„In besonderen, im Gesetz vorgesehenen 

Fällen entscheidet die Monopolverwal- 
tung in Gemeinschaft mit dem Beirat.“ 

Die im Gesetz vorgesehenen Fälle finden wir 
In den §§ 40, 64, 79, 89 und 100. § 40 regelt 
die Festsetzung des Jahresbrennrechtes, die er- 
folgen soll unter Berücksichtigung der ange- 
sammelten Bestände und des voraussichtlichen 
Verbrauchs an Branntwein, § 64 den Brannt- 
weingrundpreis sowie die Abzüge und Zu- 
schläge, die nach den §§ 72, 73 und 74 vor- 
genommen werden können. § 79 umschreibt 
den Begriff des Branntweinaufschlages und 
setzt die Abweichungen davon fest. § 89 han- 
delt von der Festsetzung der einzelnen Ver- 
kaufpreise. § 100 endlidi regelt die Stärke- 
grade der einzelnen Trinkbranntweine. Also 
die Festsetzung des Brennrechtes, des Grund- 
preises, der Zuschläge, der Abzüge, des Auf- 
schlages, der Verkaufpreise erfolgt gemein- 
schaftlich durch Monopolverwaltung und Bei- 
rat. Die Monopolverwaltung Ist weiter ge- 
setzlich gehalten, den Beirat über alle Ange- 
legenheiten, die bei diesen Entscheidungen von 
Bedeutung sind, zu informieren. 

Nun die Tätigkeit des Beirates. Fierr Mini- 
ster von Schlieben wollte diese Tätigkeit in 
einer Rede im Hauptausschuß othandeln. Die 
Rede ist dann nicht gehalten worden, aber die 
wertvollen Ausführungen sind uns als Denk- 
schrift erhalten geblieben. Ich zitiere nun nach 
der Denkschrift die ungehaltene Rede, soweit 
sie sich mit der Tätigkeit des Beirates befaßt: 

„Die wichtigsten monopolwirtschaftlichen Ent- 
scheidungen, nämlich die Festsetzung der 
Branntweinübernahme und Verkaufpreise 
und des Jahresbrennrechts, werden aber nicht 
von den eben genannten Organen getroffen, 
sondern sind in die Hände eines Beirats ge- 
legt, der zu einem erheblichen Teile aus Ver- 
tretern der an der Branntweinwirtschaft betei- 
ligten Gewerbe-, Arbeitnehmer- und Verbrau- 
chergruppen besteht. Den 16 Vertretern dieser 
letzteren Gruppen stehen 13 Mitglieder des 
Reichstags, des Reichsrats und des Reichswirt- 
schaftsrats, ein vom Reichsminister der Finan- 
zen nach freiem Ermessen berufener Vertreter 
und die Monopolverwaltung selbst mit drei 
Stimmen, also zusammen 17 Stimmen, gegen- 
über. Von diesen 17 Stimmen ist nadi den bis- 
herigen Erfahrungen nicht selten ein Teil zu- 
gunsten der ersteren Gruppen auch dann ab- 
gegeben worden, wenn diese Stimmenabgabe 
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offensichtlich den berechtigten Interessen der 
Monopolverwaltung widersprach. 

Besonders bedenklich ist es, wenn, wie In letz- 
ter Zeit beobachtet wurde, die Vertreter der 
Brenner und der Branntweinabnehmer für die 
Abstimmung Im Beirat über die Übernahme- 
und Verkaufpreise gewisse Vereinbarungen 
über gegenseitige Unterstützung gegenüber den 
Anträgen der Monopolverwaltung treffen. Es 
liegt auf der Hand, und die Erfahrung hat es 
bestätigt, daß der Monopolverwaltung eine 
freie kaufmännische Betätigung unmöglich ist, 
wenn sie sich nach den Beschlüssen eines derart 
zusammengesetzten Beirats richten muß. Ein 
privates kaufmännisches Unternehmen, dem 
von einer dritten, finanziell nicht verantwort- 
lichen, von den Lieferern und den Abnehmern 
des Unternehmens beeinflußten Stelle vorge- 
schrieben würde, wieviel Wareundzuw’elchem 
Preise es einzukaufen und zu welchem Preis 
es die Ware wieder zu verkaufen hat, würde 
sich zweifellos In einer noch schlimmeren Lage 
befinden als die Monopolverwaltung. Ein Mo- 
nopol, das unter solchen Bedingungen zu ar- 
beiten gezwungen Ist, kann kaum noch als 
Monopol bezeichnet werden. ‘‘ 

Auf Grund dieser Ausführungen habe ich nun 
die Tätigkeit des Beirates geprüft und vor 
allem mir seine Zusammensetzung angesehen. 
Der Beirat besteht aus 30 Mitgliedern. Je 5 
sind vom Reichstag und Reichsrat, 3 vom 
Reichswirtschaftsrat zu berufen, 17 vom 
Reichsminister der Finanzen. 

Unter den 17 sind: 

1. 5 Vertreter der landwirtschaftlichen Bren- 
nereien, 

Je 1 Vertreter der Kornbrennereien, der 
Melassebrenner, der Lufthefebrenner, 

1 gemeinsamer Vertreter der Obst- und 
Kleinbrennereien. 

2. 3 Vertreter der Arbeitnehmer des Brannt- 
weingewerbcs, darunter ein Angestellter. 

3. 2 Vertreter der verbrauchenden Industrie. 

4. 2 Vertreter der letzten Verbraucher. 

5. 1 Vertreter wird vom Reidismlnlster der 
Finanzen ernannt. 

Zu diesen 30 Stimmen kommen die 3 Stim- 
men der Monopolverwaltung. Die Berufung 
der Vertreter der Brennereien, der Arbeitneh- 
mer des Gewerbes und der letztenVerbraucher 
erfolgt auf Vorschlag von bestimmten Vereini- 
gungen und Organisationen. Die Berufung der 
Vertreter der verbrauchenden Industrie erfolgt 
auf Vorschlag des im § 16 des Gesetzes vor- 
gesehenen Gewerbeausschusses. 


Wie ist es nun mit der Interessenvertretung 
des Gewerbes im Beirat. Wir finden 5 Ver- 
treter landwirtschaftlicher Brennereien und 4 
Vertreter der übrigen Brennereien. Zu diesen 
9 Interessenvertretern könnte man noch die 
Herren zählen, die von den gesetzgebenden 
Körperschaften in den Beirat gesandt werden, 
aber selbst Brennereibesitzer sind oder dem 
Gewerbe nahestehen. Dazu rechne ich unsere 
Kollegen, Herrn Schulz-Gahmen und Herrn 
Dietrich (Prenzlau) sowie Herrn Gebhard, den 
Vorsitzenden der Badischen Landwirtschafts- 
kammer, der als Vertreter des vorläufigen 
Reichs wirschaftsrates fungiert. Bei den Ver- 
tretern des Reichsrates kann man nicht sagen, 
dieser oder Jene Herr Ist Interessent, aber sie 
sind doch gebunden an die Instruktionen, die 
sie von ihren Regierungen bekommen. Ver- 
treten sie ein Land wie Preußen, um cm Bei- 
spiel zu nehmen, wird der Landwirtschafts- 
minister sie instruieren. Im Interesse der Land- 
wirtschaft möglichst dahin zu streben, hohe 
Übernahmepreise festzusetzen. Die Vertreter 
eines Industrierelchen Landes werden die In- 
struktion bekommen, möglichst niedrige Ver- 
kaufpreise für technischen Sprit festzusetzen. 
Vom Standpunkt der Länder verständlich, für 
die Monopolverwaltung sehr gefährlich. Dann 
noch die Vertreter der Arbeitnehmer des 
Branntweingewerbes und die beiden Vertreter 
der verbrauchenden Industrie. Man kann 
nicht sagen, daß die Herren in allen Fragen 
mit den Brennern konform gehen, aber es gibt 
doch Fragen, wo die Sorge um die Existenz 
zu gemeinsamem Vorgehen führt. Im Vorteil 
sind die Herren des Gewerbes schon dadurch, 
daß sie durch ihren Beruf eine enge Fühlung 
haben, eine geschlossene Einheit darstellen, 
was man von den übrigen Vertretern nicht 
sagen kann. Es Ist also wohl nicht zu bestrei- 
ten, daß Im Beirat die Interessenten einen 
starken Einfluß ausüben. 

Wie hat sich nun dieser Einfluß ausgewirkt? 
Ich halte mich da an die Niederschriften der 
gemeinsamen Sitzungen des Beirates mit der 
Monopolverwaltung. Zunächst die Haltung 
bei der Festsetzung des Brennrechtes. 

In der Sitzung vom 20. Oktober 1924 sollten 
das Brennrecht und die Preise festgesetzt wer- 
den. Die Monopolverwaltung schlägt ange- 
sichts ihrer großen Bestände ein Brennrecht 
von 50 bis 55 v. H. vor. Die Brenner schla- 
gen 70 v. H. vor. 

Herr Schulz-Gahmen unterstützt sie, da ein 
großer Teil der Kartoffelernte verdorben sei. 
Die Kartoffeln faulten, sie mußten so schnell 
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als möglich verbrannt werden. Kartoffeltrock- 
nereien und Stärkefabriken könnten sie nicht 
aufnehmen . 

Herr Cohen setzt sich ebenfalls für 70 v. H. 
Brennrecht und einen Übernahmepreis von 
45 M ein, statt 40 M, den die Monopolver- 
waltung vorschlägt. 

Herr Schulz-Gahmen sieht den Preis von 52 M 
für angemessener an, 

Herr Dietrich (Prenzlau) wendet sich gegen 
den Vorschlag von Cohen. Die Lage der Mo- 
nopolverwaltung sei jetzt nicht das Primäre, 
sondern die wirtschaftlichen Interessen müß- 
ten in erster Linie verfolgt werden. 

Von Herrn Tasch wird nun der Antrag ge- 
stellt, daß auch über den Verkaufpreis mit 
debattiert werden soll. Vergeblich wird der 
Vorschlag. vom Präsidenten bekämpft mit dem 
Hinweis, daß doch erst die Übernahmepreise 
festgesetzt werden müßten. In zweimaliger 
Abstimmung wird der Antrag Tasch angenom- 
men. Tasch beantragt dann gleich den Ver- 
kaufpreis von 4 M auf 3 M herabzusetzen. 

Resultat der Sitzung: Das Brennrecht wird 
auf 70 V.H., der Grundpreis auf 50 M fest- 
gesetzt gegen 50 v. H. und 40 M, wie die Mo- 
nopolverwaltung vorschlug. Der regelmäßige 
Verkaufpreis wird auf 400 M festgesetzt. 
Diese Beschlüsse hat nun die Regierung für un- 
gültig erklärt. Es spielt auch hinein die Frage, 
ob der Beirat, der tagt, während der Reichs- 
tag aufgelöst war, zu Recht tagte, da die 
Reichstagsabgeordneten eigentlich ihr Mandat 
nicht mehr ausüben durften. Der Passus dieses 
Gesetzes ist geändert worden, das interessiert 
uns ja In diesem Zusammenhang weniger. In- 
teressanter ist, daß auf Grund der 2. Steuer- 
verordnung der Reichsfinanzminister und der 
Minister für Ernährung den Grundpreis auf 
48 M herabgesetzt haben, den Malszuschlag 
von 30 M auf 12 M, dagegen haben 11 Bei- 
ratsmitglieder protestiert. In der Sitzung vom 
9. Dezember 1924 wird wieder beantragt, den 
Maiszuschlag auf 32 M festzusetzen. Dieser 
Antrag wird angenommen. Das war ein Fall, 
wo im Gegensatz zur Monopolverwaltung das 
Brennrecht statt auf 50 bis 55 v. H. auf 
70 V. H. festgesetzt wurde. 

Nun zur Behandlung der Preisfrage, 

Die Sitzung vom 19. Oktober 1923 eröffnet 
der Präsident Steinkopf mit folgenden 
Worten: 

Die Aussprache im Unterausschuß habe 

ihn zu der Überzeugung gebracht, daß 


es eine fast unlösbare Aufgabe sein 
werde, die sich schroff einander gegen- 
überstehenden Interessen der Industrie, 
Landwirtschaft und der Reichsfinanz- 
verwaltung zu vereinigen. Die von den 
landwirtschaftlichen Brennern auch nach 
Verminderung einzelner Posten gefor- 
derten Übernahmepreise seien ungemein 
hoch, sie betragen das Doppelte des 
Weltmarktpreises und bedrohen dadurch 
die chemische Industrie in ihrer Existenz. 
Eine Einigung über die Preisfragen habe 
im Unterausschuß nicht erzielt werden 
können, der Beirat habe also darüber zu 
entscheiden. 

Da man sich über das Brennrecht einigte, es 
auf 70 V. FL festgesetzt hatte, wandte man 
sich gleich der Festsetzung der Grund- und 
Übernahmepreise zu. Die Monopolverwal- 
tung schlägt einen Grundpreis von 45,30 M 
vor, der sich unter Berücksichtigung des Fort- 
falls der Kohlensteuer auf rund 42 M er- 
mäßigt. 

Herr v, Negenborn, der als Ritterguts- 
besitzer dem Beirat angehört, schlägt 70 M 
vor. Herr v. Negenborn ist als Vertreter der 
Brenner im Beirat. 

Herr Cohen vom Reichswirtschaftsrat schlägt 
58 M vor, trotzdem er darauf hinweisen 
kann, daß dieser Preis schon über dem Welt- 
marktpreise liegt. Er konnte nachweisen, daß 
eine Rctterdamer Firma das Hektoliter zu 
etwa 30 M anbietet. 

Herr Dietrich (Prenzlau), Mitglied des Reichs- 
tags, und als solches im Beirat, spricht gegen 
den Preis von 70 M, hält aber auch den Vor- 
schlag der Monopolverwaltung für unan- 
nehmbar. Er spricht sich für einen mittleren 
Preis aus. 

Herr Dr. Roesicke, ebenfalls Mitglied des 
Reichstags, meint, jeder Preis sei unter den 
gegebenen Verhältnissen für die landwirt- 
schaftlichen Brenner ein Verlustpreis. Er ver- 
langt Zahlung in Geldanleihe, Anrechnung 
eventueller Preissteigerungen bei den Kar- 
toffeln und ist unter diesen Voraussetzungen 
schließlich bereit, unter den Preis von 65 M 
herunterzugehen. 

Bei der dann folgenden Abstimmung will 
der Vorsitzende zunächst über den von der 
Monopolverwaltung vorgeschlagenen Preis 
von 42 M abstimmen lassen. Die Mehrheit 
des Beirats setzt sich jedoch dafür ein, daß 
bei dem höchsten vorgeschlagenen Preis be- 
gonnen wird. 
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Für 65 GM stimmen 10, dagegen 16, 

Für 60 GM stimmen 18, dagegen 10. 

60 GM erzielte die größte Stimmenzahl, er 
ist also gegen die 42 M angenommen. 

Die Sitzung wendet sich dann der Fest- 
setzung der Verkauf preise zu. Ich will her- 
ausheben den Streit, der bei der Festsetzung 
des Preises für vergällten Spiritus entsteht. 
Die Monopolverwaltung schlägt für das 
Hektoliter 90 M vor. Das Gewerbe stellt 
den Antrag, den Preis auf 60 M bis 65 M 
festzusetzen. Der Präsident erklärt, daß ein 
Preis in der Höhe von 60 M bis 65 M einen 
Zusammenbruch der Monopolwirtschaft, ein 
Verschleudern der Bestände bedeute. Er 
könne einem niedrigeren Preise als 90 M 
nicht zustimmen. 

Darauf beantragt Herr Dr. Roesicke, M.d.R., 
einen Preis von 55 M. Herr Cohen schlägt 
85 M vor. Es entsteht Stimmengleichheit bei 
der Abstimmung über den Preis, die Ent- 
scheidung fällt also mit den Stimmen der 
Monopolverwaltung zugunsten der 85 M. 
Die Abstimmung wird angezweifelt, und nun 
bittet Herr Cohen, sich auf einen Preis von 
80 M zu einigen. Der Vorsitzende erklärt, er 
könne diesem Vorschlag mit Rücksicht auf 
die schlechte Finanzlage nicht zustimmen, 
der Preis wird angenommen. 

In der Sitzung vom 19. Dezember 1923 
schlägt die Monopolverwaltung eine Er- 
mäßigung des in der geschilderten Sitzung 
beschlossenen Grundpreises von 60 M auf 
44,40 M vor. Dagegen wenden sich die 
Brenner. 

Herr v. Negenborn kämpft gegen die Her- 
absetzung auf 44,40 M. 

Herr Dietrich (Prenzlau), M.d.R., ebenfalls. 
Er führt aus, das Entgegenkommen der land- 
wirtschaftlichen Brenner, sich noch mit einem 
niedrigeren Grundpreis als 60 M einverstan- 
den zu erklären, sei sehr begrüßenswert, 
doch dürfe die Produktion dadurch nicht ge- 
fährdet werden. Selbstverständlich habe dann 
auch die Monopolverwaltung die Pflicht zum 
Opferbringen, die sie durch eine Abgabe 
ihrer reichlichen Spiritusbestände zu einem 
billigen Verkaufpreise beweisen könne. 

Bei der Abstimmung stimmen für einen 
Grundpreis von 55 M, statt der vorgeschla- 
genen 45 M, 19 Beiratsmitglieder, dagegen 
stimmen 5 und die Monopolverwaltung. Bei 
der Festsetzung des Preises für Hefe- und 
Melassebranntwein heißt es lakonisch: Für 
einen Preis von 50 M, wie ihn die Monopol- 


verwaltung vorgeschlagen hat, stimmt nie- 
mand. Für den Preis von 55 M die über- 
wiegende Mehrheit. 

Bei der Abstimmung über den Maisbrannt- 
weinpreis: Für den Vorschlag der Monopol- 
verwaltung den Preis auf 79 M festzusetzen, 
stimmen 9 Mitglieder und die 3 Stimmen der 
Monopolverwaltung, für den Preis von 84 M 
13 Mitglieder, der Preis ist also angenom- 
men. Weiter heißt es: Herr Kühne beantragt 
für Essigspiritus eine Herabsetzung von 80 M 
auf 70 M. Der Vorsitzende bittet um Ab- 
lehnung. Der Antrag wird angenommen. 

In der Sitzung vom 26. März 1925 gibt die 
Monopolverwaltung eine Übersicht über ihre 
Bestände, die am 1. März 1,3, am 1. April 
1,4, am 1, Mai 1,6, am 1. Juni 1,7, am 
1. Juli 1,7 Millionen hl betrugen. Um die 
Produktion zu drosseln, schlägt sie vor, den 
Grundpreis auf 30 M herabzusetzen. Da- 
gegen wenden sich u. a, Beythien, M.d.R., 
Schulz-Gahmen, M.d.R., und Dietridi 
(Prenzlau), M.d.R. Der Antrag der Monopol- 
verwaltung wird abgelehnt mit 18 gegen 10 
Stimmen. Angenommen wird der Antrag: 
„Für den vom 1. Juni 1925 ab hergestellten 
Branntwein wird der Grundpreis auf 40 M 
für 1 hl festgesetzt, für den vom gleichen 
Zeitpunkt an hergestellten Branntwein aus 
Mais werden keine Zuschläge mehr gewährt.“ 
Soviel zur Preisfestsetzung. 

Ich möchte nun auf einige Fälle eingehen, 
wo der Ausschuß Beschlüsse mit rückwirken- 
der Kraft gefaßt hat. 

In der Sitzung vom 19. Oktober 1923 wird 
über Festsetzung der Maisbranntweinzu- 
schläge gesprochen. Es wird ein Zuschlag von 
40 V. H. des Grundpreises für das besetzte 
Gebiet vorgesehen. Dazu wird der Antrag 
gestellt, den Zuschlag auf 60 v. H. mit rück- 
wirkender Kraft zu erhöhen. Der Präsident 
der Monopolverwaltung wendet sich da- 
gegen. NaAdem u. a. Herr SAulz-Gahmen 
siA dafür ausgesproAen hat, wird am 
19. Oktober 1923 besAlossen, den Brenne- 
reien des besetzten und des EinbruAgebie- 
tes für den im August und September her- 
gestellten Branntwein einen ZusAlag zum 
Übernahmepreis in Höhe von 50 v. H. des 
Grundpreises und für den im Oktober her- 
gestellten Branntwein einen ZusAlag In 
Höhe von 40 v. H. des Grundpreises zu ge- 
währen. 

In derselben Sitzung vom 19. Oktober 1923 
wird bei der Festsetzung der ZusAläge für 
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Maisbranntwein etwas Ähnliches beschlossen. 
Der Zuschlag für Maisbranntwein wird auf 
24 M festgesetzt. Für den in der Zeit vom 
1. bis 19. Oktober 1923 innerhalb des Jah- 
resbrennrechts aus Mais hergestellten 
Branntwein wird zum Branntweingrundpreis 
von 40 M, der ja bis zum Tage der Sitzung 
gültig war, bis zum 19. Oktober, ein Zu- 
schlag von 44 M gewährt. Das bedeutet, daß 
der erhöhte Preis für die Maisbrenner mit 
rückwirkender Kraft vom 1. Oktober in 
Kraft tritt. 

In der Sitzung vom Oktober 1924 war 
der regelmäßige Verkaufpreis auf 400 M 
festgesetzt. Der Verkauf wurde dann, da der 
Preis heraufgesetzt werden sollte, wie üblich, 
gesperrt. Der Preis wurde auf 480 M fest- 
gesetzt. Nun beantragte in der Sitzung vom 
9. Dezember 1924 das Gewerbe, eine Quote 
von 100 V. H. des monatlichen Bezugs- 
rechtes und zu dem alten Preis von 400 M 
zu liefern. Der Antrag lautete: 

„Trinkbranntweinbezieher, welche im 
Monat Oktober 1924 von dem Angebot 
der Monopolverwaltung, zum Preise 
von 4 M je Liter Weingeist innerhalb 
des Bezugsrechtes zu beziehen, nicht 
oder nur unvollständig Gebrauch ge- 
macht haben, können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen, gerechnet vom 
Tage der Bekanntgabe im Reichsanzei- 
ger, nachträglich die nicht bezogenen 
Mengen zum Oktoberpreise von 4 M 
je Liter W. bestellen. Diese Berechti- 
gung erstreckt sich jedoch auf höch- 
stens 100 V. H. der Monatsbezugs- 
quote.“ 

Die Monopolverwaltung wies darauf hin, 
daß sich das Gewerbe mit seinen Preisen 
längst auf 4,80 M eingestellt habe, diese 
Nachbewilligung also ein glattes Geschenk 
bedeute. Der Antrag wird aber angenom- 
men. Gegen diesen Beschluß hat die Mono- 
polverwaltung Einspruch erhoben, und die- 
sem Einspruch wurde stattgegeben, der Be- 
schluß also aufgehoben. 


In der Sitzung vom 26. September 1925 
macht die Monopolverwaltung den Vor- 
schlag, den besonderen ermäßigten Verkauf- 
preis auf 300 M je Hektoliter heraufzu- 
setzen. Dagegen nehmen mit aller Entschie- 
denheit, wie es in der Niederschrift heißt, die 
Mitglieder des Reichsrats, Herr Ministerial- 
direktor von Siebach und Herr Ministerial- 
rat Dr. Ernst, Stellung. Trotzdem wird der 
Vorschlag der Monopolverwaltung ange- 
nommen. Aber fünf Beiratsmitglieder tun 
sich zusammen, erheben beim Reichsrat Ein- 
spruch, und der Reichsrat gibt diesem Ein- 
spruch statt, hebt also die Beschlüsse auf. 
Gegen die Beschlüsse des Reichsrats gibt es 
dann kein Mittel mehr. 

Hier finden wir auch den Grund, weshalb 
die Monopolverwaltung nicht in allen Fällen 
Einspruch erhoben hat, wenn der Beirat für 
sie ungünstige Beschlüsse gefaßt hat. Der 
Reichsrat ist Berufungsinstanz. Kommen die 
von den Vorschlägen der Monopolverwal- 
tung abweichenden Beschlüsse mit den Stim- 
men der Vertreter des Reichsrats im Beirat 
zustande, so kann man wohl annehmen, daß 
der Reichsrat als Berufungsinstanz diese Be- 
schlüsse nachher nicht aufhebt, sondern die 
Stellung und Abstimmung seiner Vertreter 
im Beirat deckt. 

Von 1919 bis 1925 ist gegen die Beschlüsse 
des Beirates in 20 Fällen Einspruch erhoben 
worden. In 12 Fällen hat die Monopolver- 
waltung Beschwerde erhoben. In sechs Fällen 
mit teilweisem oder vollem Erfolg, in zwei 
Fällen ist die Beschwerde abgelehnt, in drei 
Fällen zurückgenommen, in einem Fall zu- 
rückverwiesen, hier ist dann bei der erneu- 
ten Verhandlung eine Einigung erzielt. 

In drei Fällen hat der Generalausschuß Ein- 
spruch erhoben. Der Einspruch ist in zwei 
Fällen abgelehnt, in einem Fall hatte er Er- 
folg. 

In fünf Fällen haben Beiratsmitglieder Be- 
schwerde erhoben, davon ist in zwei Fällen 
die Beschwerde abgelehnt, in drei Fällen 
hatte sie Erfolg. 

Anschließend die Zusammenstellung dieser 
Fälle. 
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Sitzung 


Beschwerde- 

führer 


Beschwerdegrund 


Entscheidung 


18. 9.1919 

R. M. V, 

Zu hoher Grund- 
preis 

Zur nochmaligen Entscheidung 
zurückverwiesen, in nächster 
Sitzung erfolgte Einigung. 

2. 9. 1920 

R.M.V. auf 
Veranlassung 
des Ernährungs- 
ministers 

Zu hoher Grund- 
preis 

Grundpreis von 650 M auf 

600 M herabgesetzt 

24. 9.1920 

Gewerbeaus- 

schuß 

Zu hoher regelmäßi- 
ger Verkaufpreis 

Beschwerde abgelehnt 

28. 1. 1922 

R. M. V. 

Zu hoher Maiszuschlag 

Maiszuschlag von 1200 M 
auf 11000 M herabgesetzt 

20. 4. 1922 

R. m. V. und 
Gewerbeaus- 
schuß 

1. Zu niedriger regelm. 

Verkaufpreis 
l.Zu hoher besonders 
erm. Verkaufpreis 

1 . Preis wird iiluit erhöht 

2. Preis von 6000 M auf 4800 M 
herabgesetzt 

13. 6.1922 

Gewerbe- 

ausschuß 

Zu hoher allgemein 
ermäßigter Verkauf- 
preis 

Beschwerde abgelehnt 

22. 9. 1922 

R. M. V. 

Zu niedriger regelm. 
u. bes. ermäßigter 
Verkaufspreis 

Beschwerde zurückgenommen 

3. 11. 1922 

R. m. V. auf 
Veranlassung 
des Ernährungs- 
ministers 

Zu hoher Grund- 
preis 

Beschwerde zurückgenommen 

10. 1. 1923 

R. m. V. 

Zu niedriger regelm. 
Verkaufpreis 

Beschwerde abgelehnt 

8. 2. 1923 

5 Beirats- 
mitglieder 

Zu niedriger 

Grundpreis 

Beschwerde abgelehnt 

9. 5. 1923 

R. m. V. und 

5 Beirats- 
mitglieder 

1. Zu spätes Auf- 
hören der Mais- 
brtwzuschl. 

2. Zu hoher bes. er- 
mäß. Verkaufpreis 

1. Beschwerde abgelehnt 

bis auf Sommerbrand der 
Getreidebrennereien 

2. Preis von 500 000 M auf 

350 000 M herabgesetzt 

7. 6. 1923 

Beirats- 

mitglieder 

Aufhören der Mals- 
zuschläge für Som- 
merbrand der Ge- 
teidebrennereien 

Hälfte des Maiszuschlages ge- 
währt 

18. 7. 1923 

Beirats- 

mitglieder 

Zu hoher Parfüme- 
riebranntweinpreis 

Beschwerde abgelehnt 

19. 12. 1923 

R. M. V. 

Zu hoher Über- 
nahme-, zu niedriger 
regelmäßiger ermäßig- 
ter Verkaufpreis 

Beschwerde zurückgenommen 
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Sitzung 


Beschwerde- 

führer 


Beschwerdegrund 


Entscheidung 


21. 10. 1924 

R. M. V. 

Zu hohe Übernahme- 
preise, zu niedrige 
Verkaufpreise 

Beirat unvorschriftsmäßig be- 
setzt, da Reichstag aufgelöst, 
Senkung der Übernahmepreise, 
Erhöhung der Verkaufpreise 
durch Steuernotverordnung 

9. 12. 1924 

R. M. V. 

1. Zu hohe Mais- 
zusdiläge 

2. Nachträgliche Be- 
stellungen zum re- 
gelm. Verkaufpr. 
von 4 M 

1. Zurückgenommen 

2. Beschluß des Beirats für un- 
zulässig erklärt 

26. 3.1925 

R. M. V. 

1. Zu spätes Einsetzen 
d. Sommerüber- 
nahmepreis. 

2. Zu hohe Fest- 
setzung desselben 

1. Abgelehnt 

2. Grundpreis auf 30 M herab- 
gesetzt 

29. 9. 1925 

Beirats- 

mitglieder 

Zu hoher besonders 
ermaß. Verkaufpreis 

Preis von 300 M auf 200 M 
herabgesetzt 


In der von Herrn Reichsfinanzminister 
von Schlieben nicht gehaltenen Rede wird 
angeführt, daß die einzelnen Interessenten- 
gruppen des Beirats sich zusammengetan 
haben, um sich gegenseitig günstige Preise 
zu bewilligen. Darüber konnte ich aus den 
Niederschriften nichts fcststellen, aber in der 
Destillateur-Zeitung fand ich einen Artikel, 
der das offen zugibt! 

In Nr. 129 des 45. Jahrgangs vom 25. Ok- 
tober 1925 der angeführten Zeitung heißt es: 

Noch keine Entscheidung über die Be- 
schwerde der Monopolverwaltung gegen 
die Beiratsbeschlüsse. 

Da wir diese Zeilen schreiben, ist eine 
Entscheidung über die von der Mono- 
polverwaltung gegen die Beiratsbe- 
schlüsse vom 21. Oktober eingelegte 
Beschwerde noch nicht getroffen wor- 
den. Die Entscheidung über die Be- 
schwerde der Monopolverwaltung hat 
der Reichsfinanzminister im Einverneh- 
men mit dem Reichsminister für Er- 
nährung und Landwirtschaft zu treffen. 
Gegen die Entscheidung gibt es kein 
Reditsmittel, also auch keine Anrufung 
des Reichsrats. 

Es ist selbstverständlich, daß in der 
Zwischenzeit, die seit der Beiratssitzung 
verflossen ist, die Vertreter des Destilla- 
teurgewerbes es nicht daran haben fehlen 


lassen, bei allen maßgebenden Instanzen 
und Behörden vorstellig zu werden, um 
für das Gewerbe herauszuholen, was 
nach der verfahrenen Situation über- 
haupt noch herausgeholt werden kann. 
Wenn es jetzt an Bemühungen im 
Destillateurgewerbe nicht fehlt, einen 
Ausweg aus der völlig verfahrenen 
Situation zu finden. Indem sogar von 
den Vertretern unseres Gewerbes die Re- 
gierungen der Einzelländer in zweck- 
entsprechender Weise bearbeitet wer- 
den — namentlich die süddeutschen Re- 
gierungen müssen im Interesse des 
Kleinbrennereigewerbes in Süddeutsch- 
land gegen eine Erhöhung des Sprit- 
preises über 4 M hinaus sich einsetzen, 
da eine Erhöhung das Kleinbrennerei- 
gewerbe vollkommen vernichtet — , so 
gilt es hier, einen Beschluß zu korri- 
gieren, dessen einzig Leidtragender 
allein das Destillateurgewerbe ist. 

Es ist bekannt, daß sich die am Brannt- 
weinmonopol interessierten Gewerbe zu 
einer Gemeinschaft zusammengeschlos- 
sen haben, welche ein Einvernehmen 
über die Behandlung der Preisfragen 
während einer Beiratssitzung zum Ziel 
hat. Im jetzigen Falle trugen die Ver- 
treter des Destillateurgewerbes im Bei- 
rat auch wie früher keineswegs Be- 
denken, die Forderung des Kartoffel- 
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brennerelgewerbes auf Erhöhung des 
Branntweingrundpreises auf mehr als 
40 Pf. zu unterstützen, während an- 
derseits das Brennereigewerbe sich gegen 
eine Erhöhung des regelmäßigen Ver- 
kaufpreises über 4 M hinaus zu stim- 
men bereiterklärte. 

Die Bundestreue, die das Destillateur- 
gewerbe hier dem Brennereigew^erbe ge- 
halten hat, ist dem Destillateurgewerbe 
zum Fallstrick geworden. Wenn es nicht 
gelingt, hier doch noch einen Ausweg 
zu finden, der den Interessen des 
Destillateurgewerbes in ausreichendem 
Maße gerecht wird, so wird zu über- 
legen sein, ob das Destillateurgewerbe 
in Zukunft nicht eine andere Taktik 
einsch lagen muß. 

Zum Schluß noch ein Wort über die Stel- 
lung der Abgeordneten des Reichstages im 
Beirat, ein Gebiet, das uns ja besonders nahe 
liegt. 

In der letzten Sitzung vom 26. Januar 1926 
entspann sich darüber Im Beirat selbst eine 
Debatte. In der Sitzung weist Herr Präsi- 
dent Nebelung darauf hin, daß der Absatz 
den Erwartungen nicht entsprochen, daß die 
Erzeugung aber wesentlich über die ge- 
schätzte Menge hinausgegangen ist. Im 
ersten Viertel des laufenden Betriebsjahrs 
seien von landwirtschaftlichen Brennereien 
insgesamt 428 960 hl W abgeliefert worden, 
gegen 242 625 hl im Vorjahr. Bei den ge- 
werblichen ist die Erzeugung des Vorjahrs 
innegehalten, während die Melassebrenner 
25 115 hl gegen 8966 hl abgeliefert haben. 
Zusammenfassend im ersten Vierteljahr 
581 928 hl gegen 354 295 hl. also 227 633 hl 
W mehr. Der Absatz sei um 39 939 hl zu- 
rückgegangen. Also verstärkte Erzeugung 
bei sinkendem Absatz. Der Vorsitzende 
schlägt; um die Erzeugung zu drosseln, eine 
Erhöhung des Überbrandabzugs vor. Dieser 
Anregung wird zugestimmt. Dann schlägt 
er aus demselben Grunde einen Abzug für 
Branntwein aus Lufthefe und Melassebren- 
nerelen vor, da der Preis für Melasse zurück- 
gegangen sei. Dagegen wenden sich die In- 
teressenten, da man sich mit Rohstoffen zu 
höheren Preisen eingedeckt habe. Es ent- 
spinnt sich nun eine Interessante Debatte 
zwischen Herrn Höllein einerseits, den Her- 
ren Dietrich (Prenzlau), Schulz-Gahmen an- 
dererseits. 

Herr Höllein führt aus, es müsse Aufgabe des 
Beirats sein, dahin zu wirken, daß der Pro- 


duzentenpreis sich mehr dem Weltmarkt- 
preis nähere, es dürfe nicht dahin kommen, 
daß auf Kosten der Branntweinverbraucher 
und Branntweintrinker Preise garantiert 
werden, die außerhalb Deutschlands nirgends 
bewilligt werden. 

Herr Dietrich (Prenzlau) erwiderte: Er 
glaube, daß die in den Beirat delegierten 
Mitglieder des Rcidistages vor allem die Auf- 
gabe hätten, gegenüber dem Interessenten- 
standpunkt die Gesichtspunkte zu wahren, 
die das Gesetz beachtet wissen will. Es müsse 
wohl beachtet werden, daß In Deutschland 
ein Gesetz bestehe, das klare Bestimmungen 
über die Festsetzung der Preise enthalte, 
und daß Insbesondere nicht die historische 
Entwicklung der Gesetzgebung außer acht 
gelassen werden dürfe. Die Stellungnahme 
des Beirats müsse doch darauf begründet 
sein, daß dem geltenden Gesetz Achtung 
verschafft werde, der klare Wortlaut des 
Gesetzes, der verlange, daß die Kosten der 
Herstellung in Deutschland maßgebend seien. 
Er finde es unverständlich von Herrn Höl- 
leln, ein Prinzip dahingehend zu verkünden, 
daß die Spirituswirtschaft in Deutschland mit 
den Preisen des Weltmarktes rechnen solle. 
Das sei eine Verkennung und Verletzung des- 
sen, was volkswirtschaftlich als nützlich und 
notwendig anerkannt sei. Seines Erachtens 
kämen auch wirtschaftliche Belange für die 
Beurteilung dieser Frage, wie z. B. die Not- 
wendigkeit eines Brennerelbetriebs auf leich- 
ten Böden, In Betracht. 

Herr Schulz-Gahmen tritt den Ausführun- 
gen des Herrn Dietrich (Prenzlau) bei und 
wendet sich gegen die des Herrn HÖlleln. 
Seines Erachtens sei es Aufgabe der Relclis- 
tagsabgeordneten, dem geltenden Gesetz 
Achtung zu verschaffen. Natürlich habe man 
auch Pflichten der Allgemeinheit gegenüber. 

Herr Präsident Nebelung weist zur Vermei- 
dung von Mißverständnissen darauf hin, daß 
irgendeine gesetzliche Bestimmung, nach 
der für Melasse- und Hefebrennereien ein 
Abzug nicht vorgenommen werden dürfe, 
nicht bestehe. In § 72 des Monopolgesetzes 
sei im Gegenteil festgelegt worden, daß für 
Branntwein, der aus anderem Stoff als Kar- 
toffeln hergestellt sei oder der in Brenne- 
reien erzeugt werde, die Hefe oder In An- 
wendung eines besonderen Verfahrens Stoffe 
gewinnen, deren Wert im Verhältnis zu dem 
des Branntweins erheblich sei, Abzüge vom 
Branntweingrundpreise festgesetzt werden 
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dürften. Der Antrag der Monopolverwaltung 
liege vollkommen im Rahmen des Gesetzes. 

Der Antrag der Monopolverwaltung wird 
abgelehnt. 

Ich glaube, daß nach alledem von einem 
freien kaufmännischen Arbeiten der Mono- 
polverwaltung nicht gesprochen werden 
kann. Der Beirat kann gegen ihren Willen 
das Brennrecht festsetzen, bestimmt also 
ohne Rücksicht auf die Marktlage, wieviel 
Sprit angeliefert wird. Der Beirat kann die 
Übernahmepreise festsetzen, ebenfalls gegen 
den Willen der Monopolverwaltung, erhöht 
aber ihre Ausgaben, und derselbe Beirat 
schmälert die Einnahmen der Monopolver- 
waltung, indem er die Verkaufpreise her- 
unterseizt. Einspruchsinstanz ist der Reichs- 


rat, der sich nie ein Bild von der Gesamt- 
lage des Monopols macht, sondern den parti- 
kularistischen Interessen der Stimmführer 
folgt. Eine so eingeteilte Verwaltung kann 
nicht arbeiten. Wenn das Monopol trotzdem 
noch nicht zugrunde gegangen ist, dann ver- 
danken wir das nur der Inflationszeit. Aber 
aus der Inflationszeit sind wir nun heraus, 
jetzt heißt es für den Reichstag die eingebür- 
gerten Mißstände beseitigen. Die Stellung des 
Beirats muß gründlich geändert werden. 
Entweder er bekommt nur gutachtliche 
Rechte eingeräumt, oder er muß in irgend- 
einer Form die volle Verantwortung für die 
geschäftlichen Ergebnisse seiner Tätigkeit 
tragen. Es wird unsere Aufgabe sein, bei der 
Beratung des neuen Gesetzes diese Erfah- 
rungen zu verwerten. 
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Anlage 3 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 10. Oktober 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. September 1952 — 6 — 
52 316 — 2098/52 III-IV — beehre ich mich mitzuteilen, daß 
der Bundesrat in seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Besteuerung 
des Branntweins (Erstes Gesetz zur vorläufigen 
Neuordnung des Branntweinmonopols) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Dr. Reinhold Maier 

Anlage 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 10. Oktober 1952 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Besteuerung des Branntweins 
(Erstes Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


1. Artikel II Nr. 16 (§ 177) ist zu streichen. 
Begründung: 

Artikel 11 Nr. 16 hat eine Änderung des 
§ 177 des Gesetzes zum Inhalt. Die in 
§ 177 vorgesehenen Maßnahmen sind aber 
in der Hauptsache wirtschaftlicher und nur 
in geringem Umfange steuerrechtlicher 
Natur. Da nun aber die beiden Novellen 
inhaltlich so abgegrenzt sind, daß die Erste 
Novelle grundsätzlich steuerliche Fragen 
regelt, die Zweite Novelle dahingegen 
monopolwirtschaftliche und brennerei- 
wirtschaftliche Fragen, ist es aus systemati- 
schen Gründen erforderlich, Artikel 11 
Nr. 16 in die Zweite Novelle zu überfüh- 
ren. 

2. Der Artikel IV erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§ 12 und 14 des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Berlin im Finanzsystem 
des Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Lande Berlin; an die Stelle 
der Bundesmonopolverwaltung tritt die 
Monopolverwaltung des Landes Berlin.“ 

Begründung: 

Der Wortlaut der Berlin-Klausel ist den 
Bestimmungen des Dritten Überlcltungs- 
gesctzes anzupassen. 
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Anlage 4 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 10. Oktober 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. September 1952 — 6 — 
52 316 — 2098/52 IIWV — beehre ich mich mitzuteilen, daß 
der Bundesrat in seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Monopolbewirt- 
schaftung des Branntweins (Zweites Gesetz zur 
vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat bittet jedoch die Bundesregierung, in Artikel I 
Nr. 4 (§ 16) des Entwurfs die Zusammensetzung des Beirats fest- 
zulegen. 


Dr. Reinhold Maler 


Anlage 



BUNDESRAT 


Bonn, den 10. Oktober 1952 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Monopolbewirtschaftung des Branntweins 
(Zweites Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


1. In Artikel I Nr, 2 ist § 2 Abs. 2 folgen- 
der Satz anzufügen: 

„Unberührt von den Bestimmungen des 
Satzes 1 bleibt die branntweinverbrau- 
chende oder -verarbeitende Industrie in 
den deutschen Freihäfen.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Ergänzung klärt die 
gesetzlich und vertraglich geregelte Rechts- 
lage in den deutschen Freihäien, die, wie 
der Herr Bundesfinanzminister in der 
Finanzausschußsitzung des Bundesrates 
am 2. Oktober 1952 erklärt hat, durch 
den § 2 Abs. 2 nicht berührt werden soll. 

2. a) In Artikel I Nr. 4 wird in ^ 16 Abs. 3 

folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Die Einladung ist auch den Stell- 
vertretern zuzustellen; diese sind 
berechtigt, an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teilzunehmen.“ 
b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und 
beginnt mit den Worten; 

„Der Beirat . . .“. 

Begründung: 

Mit Rücksicht auf die Regelung des Ab- 
satzes 4 Satz 1 ist eine kontinuierliche 
Geschäftsführung bei den Stellvertretern 
nur gewährleistet, wenn diese berechtigt 
sind, an den Sitzungen regelmäßig teilzu- 
nehmen. 

3. In Artikel I Nr. 4 ist § 16 durch folgen- 
den Absatz 6 zu ergänzen: 

„Im Beirat sind die Erzeuger- 
gruppen entsprechend dem Verhält- 
nis der Erzeugungsmengen im vor- 
angegangenen Branntweinbewirt- 
schaftungsjahr vertreten.“ 


Begründung: 

Die zahlenmäßige Vertretung im Beirat 
entsprechend den erzeugten Mengen ist 
eine demokratische Selbstverständlichkeit. 
Bisher waren die Monopolbrennereien im 
Beirat und Gewerbeausschuß überhaupt 
nidit vertreten. Das hat seinen Grund 
darin, daß vor dem ersten Weltkrieg 
Branntwein in erster Linie aus Agrar- 
stoffen erzeugt wurde (Eigenbrennerei). 
Die Entwicklung ist jedoch dahin gegan- 
gen, daß der Anteil der Monopolbrenne- 
reien an der Erzeugung von Branntwein 
heute schon über 31 Vo der Gesamther- 
stellung beträgt. Diese Entwicklung 
schreitet — wie auch das Beispiel der 
USA (50 ^/o) zeigt — weiter zu Gunsten 
der Branntweinherstellung durch die 
chemische Industrie fort. Es ist daher ein 
selbstverständliches Erfordernis, daß auch 
die Monopolbrennereien im Beirat ent- 
entsprechend ihrem Anteil an der Her- 
stellung von Branntwein vertreten sind. 

4. In Artikel I Nr. 5 erhält § 22 Abs. 5 fol- 
gende Fassung: 

„Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bun- 
desrats durch Rechtsverordnung die 
Zahl von 400 000 Hektoliter Wein- 
geist zu ändern, wenn wesentliche 
technische Änderungen im Verfahren 
bei der Herstellung oder bei der in- 
dustriellen Verwendung von Brannt- 
wein eine Anpassung der Erzeugungs- 
grenze erforderlich machen.“ 

Begründung: 

Die vorgesehene Regelung ist von so 
wesentlicher Bedeutung für das Verhält- 
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nis zwischen Eigenbrennereien und Mono- 
polbrennereien, daß die Form einer 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrats bedarf, erforderlich er- 
scheint. 

5. In Artikel I Nr. 6 a und b treten je- 
weils an die Stelle der Worte: . in 

der Hauptsache von dem (den) Besitzer (n) 
selbst . . die Worte: . . von dem 

(den) Besitzer(n) überwiegend in eigenem 
Betrieb . . 

Begründung: 

Die Notwendigkeit der vorbezeichneten 
Änderung ergibt sich aus der Tatsache, 
daß nach dem Getreidegesetz ein Brenn- 
verbüt lüx Brotgetreide besteht. 

6. Artikel I Nrn. 10 bis 15 werden gestri- 
chen. 

Begründung: 

Zu Nr. 10: 

Der Betriebsabzug für die größeren Bren- 
nereien ist bisher in Prozenten festge- 
setzt worden, die bei einer Erzeugung 
über 3000 hl auf 7 stiegen. Die im 
Entwurf vorgesehenen festen Beträge wür- 
den angesichts der auf über das Dreifache 
gestiegenen Grundpreise einer Ermäßi- 
gung des Aufkommens aus den Betriebs- 
abzügen auf weniger als ein Drittel ent- 
sprechen. Eine solche Verringerung der 
monatlichen Einnahmen würde somit 
eine wesentlldie Änderung der gegenwär- 
tigen finanziellen Basis des Branntwein- 
monopols bedeuten. Zudem würde die 
vorgesehene Regelung zu einer erhebli- 
chen Verbesserung der Rentabilität der 
größeren Betriebe zu Lasten der kleineren 
Betriebe führen und damit einer der 
wesentlichsten Zielsetzungen des Gesetzes 
widersprechen. Die Entscheidung über 
diese Frage sollte daher der endgültigen 
Neuregelung des Branntweinmonopol- 
gesetzes Vorbehalten bleiben. 

Zu Nrn. 11 bis 15: 

Die Beibehaltung der bisherigen Regelung 
in den §§ 67 bis 72 ergibt sich aus der 
vorgeschlagenen Beibehaltung der bishe- 
rigen Fassung des § 66 Satz 2 (vgl. vorste- 
hend zu Nr. 10). 


7. In Artikel I Nr. 16 wird Nr. 6 des § 85 
gestrichen. 

Begründung: 

Die Monopolverwaltung muß unter Be- 
rücksichtigung der ihr gesetzlich oblie- 
genden kaufmännischen Erwägungen 
grundsätzlich einen Gewinn erzielen und 
diesen gemäß § 86 an die Bundesregierung 
abführen. Es entspriclit nicht dem Sinn 
und Zweck des Monopols, darüber hin- 
aus einen Gewinn zu erzielen, der neben 
der eigentlichen Steuer noch eine Zusatz- 
steuer darstellen würde. 

8. In Artikel I Nr. 18 Ist der dort aufge- 
führte „§ 71“ zu streichen. 

Begründung: 

Die einfache Aufhebung des § 71 würde 
zu einer nicht vertretbaren Verschiebung 
der Wettbewerbsbedingungen innerhalb 
der Brennereien führen, zumal die Fracht- 
mehrbelastungen von entscheidender Be- 
deutung für die Gebiete sind, die Kohle 
statt aus Mitteldeutschland und Böhmen 
jetzt von der Ruhr beziehen müssen. 
Die Bestimmung ist von welttragender 
und grundsätzlicher Bedeutung und er- 
fordert noch eine eingehende Prüfung 
hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Auswir- 
kungen, so daß eine Lösung erst bei der 
endgültigen Neuregelung erfolgen kann. 

9. In Artikel I Nr. 18 ist der dort aufge- 
führte „§ 72 Abs. 2“ zu streichen; die Be- 
gründung zu Art. I Nr. 18 ist entspre- 
chend zu ändern. 

Begründung: 

Die Vorschrift des § 72 Abs. 2 muß nach 
inzwischen getroffenen Feststellungen zur 
Durchführung des Branntweinmonopols 
bestehen bleiben. Das Bundesfinanzmini- 
sterium hat dem zugestimmt. 

10. In Artikel I wird hinter Nr. 17 folgende 
neue Nr. 17 a eingefügt: 

„Nr. 17 a. § 177 erhält folgende Fas- 
sung: 

4 177 

Der Bundesminister der Finanzen 
ist ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
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und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft aus Billigkeitsgründen Aus- 
nahmen von den Vorschriften dieses 
Gesetzes für Einzelfälle zuzulassen, 

1. . . . (wie bisher), 

2. wenn das Brennrccht einer Brenne- 
rei wegen Änderung ihrer wirt- 
schaftlichen Verhältnisse auf eine 
andere Brennerei der gleichen 
Klasse (§ 24) übertragen werden 
soll, 

3. . . . (wie bisher), 

4. . . . (wie bisher), 

5. . . . (wie bisher), 

6. wenn aus wirtschaftlichen Gründen 
klassenwidrige Rohstoffe (§ 24) 
auf Branntwein verarbeitet werden 
sollen, 

7. wenn aus dringenden wirtschaft- 
lichen Gründen ein neues Brenn- 
recht verliehen werden soll."“ 

Begründung: 

Die hier vorgeschlagenc neue Nr. 17 a 
entspricht dem Inhalt nach im wesent- 
lichen dem Artikel I Nr. 16 der Ersten 
Novelle und wird aus systematischen 
Gründen in die Zweite Novelle über- 
führt. 

Die Änderungen des § 177 gegenüber der 
Regierungsvorlage beruhen auf folgen- 
den Erwägungen: 

Die In § 177 vorgesehenen Maßnahmen 
sind von so erheblicher wirtschaftlicher 
Bedeutung, daß die in Frage kommenden 
Wirtschaftsressorts (Bundesernährungs- 
ministerium und Bundeswirtschaftsmini- 
sterium) unbedingt bei den Entscheidun- 
gen beteiligt werden müssen. 

Zu 2) und 6): 

Die vorgeschlagcnen Änderungen dienen 
der Klarstellung. 

Zu 7): 

Entgegen der Regelung des bisherigen 
§ 177 würde die jetzige Fassung die Ver- 
leihung jedes neuen Brennrechts ausschlie- 
ßen, die aber aus dringenden wirtschaft- 
lichen Gründen jederzeit möglich sein 
muß, und zwar auch außerhalb des zehn- 
jährigen Turnus des § 32. 


11. In Artikel II § 1 tritt an die Stelle der 

Worte: . . in der FFauptsachc . . .“ 

das Wort: „überwiegend“. 

Begründung: 

Vgl. die Begründung zu Nr. 5 dieser 
Empfehlungen. 

12. In Artikel II ist in 5 2 Abs. 1 das Wort 
„Bundesgebiet“ durdi das Wort „Mono- 
polgebiet“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung soll klarstcllen, daß die 
Regelung auch für Berlin Geltung hat. 

13. In Artikel II ist in § 2 Abs. 2 das Wort 
„Verschlußbrennereien“ durch das Wort 
„Brennereien“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Beschränkung der Vorschrift des 
Absatzes 2 auf die gewerblichen Ver- 
schlußbrennerelen würde für den ohne- 
hin kleinen Kreis der Brennereibesitzer 
aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße- 
Llnie eine unbillige Härte darstellen. 

14. Artikel III erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
der §§ 12 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin Im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin; an die Stelle der Bun- 
desmonopolverwaltung tritt die Mo- 
nopolverwaltung des Landes Berlin. 

Bei der Monopolverwaltung des 
Landes Berlin wird in Ergänzung 
von § 16 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol ein besonderer 
Beirat gebildet. Er besteht aus 12 
Mitgliedern und ebenso viel Stellver- 
tretern, die vom Senator für Finan- 
zen des Landes Berlin berufen wer- 
den. Die Vorschriften des § 16 des 
Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol finden Im übrigen entsprechende 
Anwendung.“ 

Begründung; 

Der Wortlaut der Berlin-Klausel ist den 
Bestimmungen des Dritten Überleitungs- 
gesetzes anzupassen. Durch die Bildung 
eines Beirats in Berlin soll den besonde- 
ren Verhältnissen des Landes Berlin 
Rechnung getragen werden. 
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Anlage 5 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrats zum Entwurf eines Gesetzes über die 

Besteuerung des Branntweins 

(Erstes Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


Zu 1.: 

Dem Vorschlag, § 177 aus der Ersten No- 
velle herauszunehmen und in die Zweite 
Novelle zu bringen, kann nicht zuge- 
stimmt werden. 

Der neugefaßte § 177 ist systematisch richtig 
in das Besteucrungsgesetz gebracht worden. 
Die drei wichtigsten Tatbestände des neuge- 
faßten § 177 beziehen sich auf das Brenn- 
recht. Das Brennrecht wirkt sich bei der Er- 
hebung einer Steuer, nämlich des Branntwein- 
aufschlags, auf die Höhe der Steuer aus. 
Branntweinaufschlag haben alle diejenigen 
Brennereien zu entrichten, die ablieferungs- 
freien Branntwein herstellen. Das ist die 
Mehrzahl aller Brennereien. 

Zu 2.: 

Dem Vorschlag, die Berlin-Klausel dem Drit- 
ten Überleitungsgesetz anzupassen, wird Zu- 
ge s t i m m t . 

Die Begründung zu Artikel IV des Gesetzent- 
wurfs ist daher ebenfalls wie folgt neu zu 
fassen: 

„Mit Rücksicht auf die besondere Stel- 
lung des Landes Berlins werden heute 
sogenannte Berlin-Klauseln in die Ge- 
setze aufgenommen. Die Berlin-Klausel 
trägt dem Dritten Überleitungsgesetz 
Rechnung.“ 
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Anlage 6 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrats zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Monopolbewirtschaftung des Branntweins 

(Zweites Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols) 


Zu 1.: 

§ 2 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes in der Fassung 
der Regierungsvorlage bestimmt, daß der 
Verbrauch von unversteuertem Branntwein 
in den Zollausschüssen der deutschen Seehäfen 
verboten ist. Der Bundesrat sdilägt vor, dem 
Absatz 2 folgenden Satz anzufügen: 

„Unberührt von den Bestimmungen des 
Satzes 1 bleibt die branntweinverbrau- 
chende oder -verarbeitende Industrie in 
den deutschen Freihäfen“. 

Diesem Vorschlag kann der Klarheit wegen 
nicht zugestimmt werden. Er hätte nur dann 
eine sachliche Bedeutung, wenn den Betrie- 
ben der Freihäfen nach der jetzigen 
Rechtslage größere Rechte eingeräumt wären 
als nach dem § 2 Abs. 2. Das ist aber nicht 
der Fall. Der Zollanschluß vertrag enthält 
nur die Vorschrift, daß die für den Export 
arbeitenden Großbetriebe des Freihafens aus- 
ausländische Stoffe zoll frei verarbeiten 
können. Steuervergünstigungen auf dem Ge- 
biet des Branntweinmonopols sind für die 
Betriebe der Freihäfen nicht vorgesehen. 
Nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes in der Fassung 
der Regierungsvorlage werden die Betriebe 
der Freihäfen in der Lage sein, Sprit für 
Exportzwecke auch unter Befreiung von der 
Steuer zu verarbeiten, da auch den zollinlän- 
dischen Betrieben zur Herstellung von zur 
Ausfuhr bestimmten Erzeugnissen steuer- 
freier Sprit geliefert wird. 

Zu 2. a) und b): 

Dem Vorschlag, auch die Stellvertreter der 
Beiratsmitglieder regelmäßig zu den Beirats- 
sitzungen einzuladen und ihnen Sitz und 


beratende Stimme zu gewähren, kann 
nicht zugestimmt werden. 

Bei keinem anderen Gremium ist es üblich, 
daß die Stellvertreter neben den Mitgliedern 
des Gremiums geladen werden und beratend 
mitwirken. Es liegt im Wesen der Stellvertre- 
tung, daß diese nur bei Behinderung dessen, 
der vertreten werden soll, eintritt. Ist ein 
Mitglied des Beirats am Erscheinen verhin- 
dert, so obliegt es ihm, den Vertreter mit 
den erforderlichen Weisungen zu versehen. 
Die vorgeschlagene Änderung würde außer- 
dem unnötige Kosten verursachen. 

Zu 3.: 

Dem Vorschlag, die Sitze im Beirat nach den 
Erzeugungsmengen zu verteilen, kann nicht 
zugestimmt werden. 

Für die zahlenmäßige Vertretung der Erzeu- 
gergruppen im Beirat bildet die Erzeugungs- 
menge keine geeignete Bemessungsgrundlage. 
Abgesehen von der jährlichen Schwankung 
der Erzeugungsmengen, die eine jährliche 
Neuverteilung der Sitze im Beirat erforder- 
lich machen würde, kann die genannte Bemes- 
sungsgrundlage dazu führen, daß ein Teil der 
Eigenbrennereien im Beirat überhaupt nicht 
vertreten ist. 

Zu 4.: 

Dem Vorschlag, die Erhöhung der Erzeu- 
gungsgrenze für Monopolbrennereien nur im 
Wege der Rechtsverordnung und mit Zu- 
stimmung des Bundesrats zuzulassen, wird 
aus den für den Änderungsvorschlag vorge- 
tragenen Gründen zugestimmt. 
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Zu 5.: 

Dem Vorschlag, daß landwirtschaftliche Bren- 
nereien nicht wie im Regierungsentwurf vor- 
gesehen, „in der Hauptsache“, sondern nur 
„ überwiegend“ selbstgewonnene Rohstoffe 
verarbeiten dürfen, wird nicht zuge- 
stimmt. 

Dem. Brennverbot für Brotgetreide nach dem 
Getreidegesetz trägt der Regierungsentwurf 
insofern Rechnung, als dort ausdrücklich 
vorgesehen ist, in den Durchführungsbestim- 
mungen nähere Anordnungen zu treffen. 

Zu 6.: 

Dem Vorschlag, es vorerst bei einer Bemes- 
sung der Betriebsabzüge und -Zuschläge nach 
vorgeschriebenen Prozentsätzen des Grund- 
preises zu belassen und von der vorgesehenen 
Bemessung nach festen Sätzen abzusehen, 
wird zugestimmt. 

Die finanziellen Auswirkungen einer Umstel- 
lung auf feste Sätze für die Betriebsabzüge 
und -Zuschläge sollen noch eingehend geprüft 
werden. Die Entscheidung über die Neurege- 
lung von Betriebsabzügen und -Zuschlägen 
bleibt deshalb zweckmäßig der endgültigen 
Neuregelung des Branntweinmonopolgesetzes 
Vorbehalten. 

Die Begründung zu Artikel I Nr. 10 — 15 
des Gesetzentwurfs ist daher ebenfalls zu 
streichen. 

Zu 7.: 

Dem Vorschlag, von einer gesetzlichen Fest- 
legung des Branntweinmonopols als einem 
Finanzmonupol abzuschen, kann nicht 
zugestimmt werden. 

Artikel I Nr. 16 sieht In § 85 unter Nr. 6 vor, 
daß die Verkaufspreise für Branntwein so zu 
bemessen sind, daß auch ein Geschäftsgewinn 
der Bundesmonopolverwaltung gedeckt wird. 
Damit soll klar zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß das Branntweinmonopol ein Finanz- 
monopol Ist. Der Charakter als Finanzmono- 
pol ist verfassungsrechtlich gewährleistet. 
Wenn in Artikel 106 Abs. 1 GG bestimmt 
ist, daß der Ertrag der Finanzmonopole dem 
Bund zufließt, so ist damit die Gewinnerzie- 
lung für die beim Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes bestehenden Finanzmonopole, das 
Zündwarenmonopol und das Branntwein- 
monopol, verfassungsrechtlich festgelegt. 

Die Ansicht, daß die Erzielung eines Rein- 
gewinns mit dem Sinn und Zweck des Brannt- 


weinmonopols unvereinbar sei, ist unbegrün- 
det. Nach § 5 Satz 1 des Branntweinmonopol- 
gesetzes hat die Monopolverwaltung bei der 
Durchführung des Monopols nach kaufmän- 
nischen Grundsätzen zu verfahren. Diese Be- 
stimmung setzt eine Gewinnerzielung vor- 
aus, wie auch die Begründung für den Ände- 
rungsvorschlag zugibt. Auch die in § 95 
BranntwMonG erteilte Ermächtigung zur 
Herstellung und zum Vertrieb von fertigen 
Trinkbranntweinen läßt die Absicht des Ge- 
setzgebers erkennen, daß das Monopolauf- 
kommen außer der Branntweinsteuer auch 
eine Reineinnahme aufweisen soll. Wenn man 
aber davon ausgeht, daß ein Gewinn erzielt 
und abgeführt werden soll, so kann man nicht 
davon sprechen, daß dieser Gewinn einer Zu- 
satzsteuer gleichkommt, wie es in der Begrün- 
dung zu dem Änderungsvorschlag gescliehen 
ist. 

In der Regierungsvorlage ist ferner vorge- 
sehen, daß der Geschäftsgewinn für das jewei- 
lige Redinungsjahr im Bundeshaushalt zu 
veranschlagen ist. Damit wird nur dem Arti- 
kel 110 Abs. 1 GG Rechnung getragen. 

Zu 8.: 

Dem Vorschlag, von der Streichung des süd- 
deutschen Zuschlags abzusehen, kann nicht 
zugestimmt werden. 

Es muß bei dem Fortfall des süddeutschen 
Zuschlags verbleiben. Der süddeutsche Zu- 
schlag mag vor dem Kriege noch eine gewisse 
wirtschaftliche Berechtigung besessen haben, 
als der Branntweingrundpreis auf Grund der 
Verhältnisse ermittelt wurde, wie sie im da- 
maligen Hauptanbaugebiet der Kartoffel im 
Norden des Reiches bestanden, während die 
höheren Frachtkosten, die Im Süden des Rei- 
ches für den Kohlenbezug aufzuwenden 
waren, im Grundpreis unberücksichtigt blie- 
ben. Dies hat sich für das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland grundlegend geän- 
dert, well im Bundesgebiet das Haupterzeu- 
gungsgebiet für Kartoffelbranntwein Bayern 
ist und demgemäß für die Festsetzung des 
Grundpreises vorv/legend die Verhältnisse 
bayerischer Kartoffelbrennerelen zu Grunde 
gelegt werden. Für die süddeutschen Brenner 
würden also die höheren Kohlenkosten Süd- 
deutschlands doppelt, im Grundpreis und im 
süddeutschen Zuschlag berücksichtigt. 

Zu 9.: 

Dem Vorschlag auf Beibehaltung der Mög- 
lichkeit, besondere Zuschläge und Abzüge bei 
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besonderen Verhältnissen festzusetzen, wird 
aus den für den Änderungsvorschlag vorge- 
tragenen Gründen zugestimmt. 

Die Begründung zu Art. 1 Nr. 18 unter b des 
Gesetzentwurfs ist daher ebenfalls zu strei- 
chen. 

Zu 10.: 

Dem Vorschlag zu § 177 des Gesetzes (Aus- 
nahmen vom Gesetz) kann nur zum Teil 
zugestimmt werden. 

Dem Vorschlag, die den § 177 des Gesetzes 
betreffende Neuregelung nicht in dem Ersten 
Gesetz, dem Besteuerungsgesetz, erscheinen 
zu lassen, sondern in das Zweite Gesetz betr. 
Monopoibewirtschaftung aufzunehmen, kann 
nicht zugestimmt werden. 

Der neugefaßte § 177 des Gesetzes gehört aus 
systematischen Gründen in die Erste Novelle. 
Wegen der Begründung wird auf die Stel- 
lungnahme zu Nr. 1 der Änderungsvorschläge 
zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
vorläufigen Neuordnung des Branntwein- 
monopols hingewiesen. 

Der Vorschlag, daß der Bundesfinanzminister 
nur im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster lür Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten und dem Bundesminister für Wirtschaft 
handeln darf, wenn er Ausnahmen vom Ge- 
setz zulassen will, steht im Widerspruch zu 
Artikel 108 GG, wonach die Finanzmonopole 
nur durch Bundes f i n a n z Behörden ver- 
waltet werden. Dem Vorschlag wird daher 
nicht zugestimmt. 

Dem Vorschlag, daß aus dringenden wirt- 
schaftlichen Gründen ein neues Brennrecht 
verliehen werden soll, kann aus folgenden 
Gründen nicht zugestimmt werden: 
Bei der heutigen Spritbestandslage der Bun- 
desmonopolverwaltung lassen sich Maßnah- 
men, die eine Erhöhung der Branntwein- 
erzeugung herbeiführen können, keinesfalls 
vertreten. Infolge rückläufigen Branntwein- 
absatzes bei erhöhter Erzeugung ist die 
Monopolverwaltung erstmalig mit Brannt- 
weinbeständen in das neue Betriebsjahr hin- 
eingegangen, die Besorgnis erregen. 

Aus diesem Grunde hat sich die Monopol- 
verwaltung gezwungen gesehen, das Jahres- 
brennrecht auf 80 Vo herabzusetzen. Ob diese 
Maßnahme ausreichen wird, um die Bestände 
der Monopolverwaltung abzubauen, läßt sich 
z. Z. noch nicht übersehen. Da jede Brenn- 


rechtsverleihung einen Anreiz zur Brannt- 
weinherstellung bedeutet, muß sie, soweit 
nicht die in §§ 32, 33 BranntwMonG vorge- 
schriebene Veranlagung durchgeführt werden 
muß, unter allen Umständen vermieden wer- 
den. 

Die Erfahrung hat überdies gezeigt, daß eine 
einzelne Brennreditsverleihung aus Billig- 
keitsgründen weitere Verleihungsanträge 
nach sich zieht, denen dann kaum zu begeg- 
nen ist. Die Verleihung neuen Brennrechts 
aus Billigkeitsgründen sollte deshalb für die 
Zukunft nicht mehr ermöglicht werden. 

Den Vorschlägen zur Ergänzung der Ziffer 2 
und 6 des neugefaßten § 177 wird zuge- 
stimmt. Nach der Verwaltungsübung 
fanden Übertragungen von Brennrechten 
auch bisher nur unter Brennereien der 
gleichen Klasse statt. 

Zu 11.: 

Dem Vorschlag, der nur eine dem Vorschlag 5 
entsprechende redaktionelle Änderung zum 
Gegenstand hat, wird nicht zuge- 
stimmt. Vgl. oben zu Nr. 5, 

Zu 12.: 

Dem Vorschlag, in Art. II — § 2 Abs. 1 — 
das Wort „Bundesgebiet“ durch „Monopol- 
gebiet“ zu ersetzen, wird aus den für den 
Änderungsvorschlag vorgetragenen Gründen 
zugestimmt. 

Zu 13.: 

Dem Vorschlag, ln Art. II — § 2 Abs. 2 — 
das Wort „Verschlußbrennereien“ durch das 
Wort „Brennereien“ zu ersetzen, wird aus 
den für den Änderungsvorschlag vorgetra- 
genen Gründen zugestimmt. 

Zu 14.: 

Dem Vorschlag, die Berlin-Klausel dem Drit- 
ten Überleitungsgesetz anzupassen, wird aus 
den für den Änderungsvorsdalag vorgetrage- 
nen Gründen zugestimmt. 

Die Begründung zu Art. III des Gesetzent- 
wurfs wird ebenfalls wie folgt neu gefaßt: 
„Mit Rücksicht auf die besondere Stel- 
lung Berlins sind sogenannte Berlin- 
Klauseln üblich. Die Fassung der Berlin- 
Klausel trägt dem Dritten Überleitungs- 
gesetz Rechnung.“ 
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